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SAMMLUNG ODER ZERSPLITTERUNG? 

Die Bestrebungen zur Bildung einer neuen 
Mittelpartei in der Endphase der Weimarer Republik 

1930-1933* 

In der Schlußdebatte unmittelbar vor der Auflösung des Reichstags am 18. Juli 
1930 erreichte die Diskussion ihren dramatischen Höhepunkt, als der demokra­
tische Reichsfinanzminister Hermann Dietrich das deutsche Volk aufforderte, sich 
als einen Haufen von Interessenten oder als ein Staatsvolk zu bekennen1. Mit 
dieser bewußt zugespitzten Formulierung wies Dietrich nicht nur auf die fort­
schreitende Auflösung des deutschen Parteiensystems in einem Hobbeschen „bellum 
omnium contra omnes" hin, sondern auch auf das zunehmende Sehnen breiterer 
bürgerlicher Kreise nach der Aufhebung aller überflüssigen politischen Gegen­
sätze innerhalb ihrer eigenen Reihen. Zwar verfügte das deutsche Bürgertum 
erstens durch die wachsende Angst vor Proletarisierung, zweitens durch die immer 
stärker werdende Abneigung gegen das deutsche Unternehmertum einerseits und 
die organisierte Arbeiterschaft andererseits und schließlich durch die subjektive 
Identifizierung mit einem in der statusbewußten Gesellschaftsordnung des zwei­
ten deutschen Kaiserreiches verwurzelten Wertsystem über ein sehr hohes Inte­
grationspotential, das sich aber wegen der überaus zersplitterten bürgerlichen 
Interessenstruktur nie in politische Wirklichkeit umsetzen ließ. Unter dem Druck 
der anhaltenden und ungemilderten wirtschaftlichen Härte der Weimarer Repu­
blik wurde der Mangel an politischem Integrationsvermögen immer deutlicher, 
bis schließlich die bei der Gründung der Weimarer Republik bestehenden bürger-

* Ohne die großzügige Unterstützung der Alexander von Humboldt-Stiftung und die freund­
liche Mitarbeit meines wissenschaftlichen Betreuers an der Ruhr-Universität Bochum, Pro­
fessor Hans Mommsen, dem ich an dieser Stelle meinen besonderen Dank aussprechen 
möchte, wäre das Zustandekommen dieses Aufsatzes nicht möglich gewesen. Mein beson­
derer Dank gilt auch Dr. Friedrich Freiherr Hiller von Gaertringen für seine unermüd­
liche Hilfsbereitschaft bei der Auswertung des Nachlasses seines Großvaters, Kuno Graf 
von Westarp, und bei der Erschließung des Privatarchivs von Wilhelm Kohlhaas, dem ich 
an dieser Stelle ebenso danken möchte. Darüber hinaus bin ich Professor Herbert von 
Einem, Götz von Böhmer, Dr. Ferdinand Friedensburg (f), Otto Schmidt, Thomas Pas­
sarge und Dr. Wolfgang Hardtwig, sowie Bodo Herzog vom Historischen Archiv der Gute­
hoffnungshütte in Oberhausen, Dr. Sigfrid von Weiher vom Werner-von-Siemens-In-
stitut für die Geschichte des Hauses Siemens in München und den Mitarbeitern des 
Bundesarchivs in Koblenz und Freiburg zu großem Dank verpflichtet. 

1 Verhandlungen des Reichstags, Bd. 428, S. 6513-17. 
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lichen Parteien allmählich anfingen, in die sozialen und wirtschaftlichen Inter­

essengruppen zu zerfallen, aus denen sie sich zusammensetzten. Eine bemerkens­

werte Ausnahme bildete dabei die Deutsche Zentrumspartei, der es durch die 

Wahl des Prälaten Ludwig Kaas zum Parteivorsitzenden im Dezember 1928 ge­

lang, die auseinanderstrebenden sozialen Interessen innerhalb der Partei auszu­

gleichen und zu einem einigermaßen einheitlichen politischen Gefüge zu re-

integrieren2 . 

Die bei der Gründung der Weimarer Republik entstandenen Deutsche Demo­

kratische Partei (DDP), Deutsche Volkspartei (DVP) und Deutschnationale Volks­

partei (DNVP), sowie die ältere traditionsbewußte Zentrumspartei begriffen sich 

alle als „Volksparteien", die den Ausgleich heterogener und oft auseinanderstre­

bender sozialer und wirtschaftlicher Interessen auf der Grundlage einer bestimm­

ten politischen Ideologie anstrebten. Daß ein solcher Interessenausgleich inner­

halb der bei der Gründung der Weimarer Republik bestehenden bürgerlichen 

Parteien auf Dauer nicht möglich war, zeigte sich zuerst in den frühen zwanziger 

Jahren bei der Entstehung der Wirtschaftspartei des deutschen Mittelstandes (WP), 

später in Reichspartei des deutschen Mittelstandes umbenannt, und dann 1926 

bei der Gründung der Reichspartei für Volksrecht und Aufwertung. Während 

beide Parteineugründungen im wesentlichen den Versuch darstellten, durch die 

zielbewußte politische Vertretung bestimmter mittelständischer Interessen den 

sozialen und wirtschaftlichen Abstieg des sogenannten „alten Mittelstandes" auf­

zuhalten, breitete sich diese Entwicklung Anfang 1928 mit der Gründung der 

Deutschen Bauernpartei und der Christlich-nationalen Bauern- und Landvolk­

partei (CNBLP) auf das flache Land aus. Den Höhepunkt erreichte aber die Zer-

plitterung des deutschen Parteiensystems zwischen Dezember 1929 und August 

1930 mit der Abspaltung des linken Flügels der Deutschnationalen Volkspartei 

und der darauffolgenden Gründung des Christlich-sozialen Volksdienstes (CSVD) 

und der Konservativen Volkspartei (KVP), sowie mit dem Auftreten der vom 

Jungdeutschen Orden gegründeten Volksnationalen Reichsvereinigung im Früh­

jahr 19303. 

2 Zur Problematik der deutschen Mittelschichten während der Weimarer Republik vgl. vor 
allem die Studien von Heinrich August Winkler, Mittelstand, Demokratie, Nationalsozia­
lismus, Die politische Entwicklung von Handwerk und Kleinhandel in der Weimarer 
Republik, Köln 1972; und Hermann Lebovics, Social Conservatism and the Middle Clas-
ses in Germany 1914-1933, Princeton 1969, S. 13-48, sowie die Beiträge von Winkler 
und Jürgen Kocka in: Industrielles System und politische Entwicklung in der Weimarer 
Republik, Verhandlungen des Internationalen Symposiums in Bochum vom 12.-17. Juni 
1973, hrsg. von Hans Mommsen, Dietmar Petzina und Bernd Weisbrod, Düsseldorf 1974, 
S. 778-811. 

3 Zur parteipolitischen Entwicklung der deutschen Mittelschichten während der Weimarer 
Republik, vgl. Larry Eugene Jones, „The Dying Middle", Weimar Germany and the 
Fragmentation of Bourgeois Politics, in: Central European History 5 (1972), S. 23-54, und 
Rudolf Vierhaus, Die politische Mitte in der Weimarer Republik, in: Geschichte in Wiss. 
u. Unterr. (GWU) 15 (1964), S. 133-49. Zur Krise des deutschen Parteiensystems Ende 
der zwanziger Jahre, vgl. Werner Conze, Die Krise des Parteienstaates in Deutschland 
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Als die Auflösung des deutschen Parteiensystems sich bis zum Anfang der 

dreißiger Jahre unaufhaltsam fortsetzte und zur steigenden Lähmung des deut­

schen parlamentarischen Systems führte, entwickelten sich als Gegenreaktion da­

zu zahlreiche Versuche seitens einflußreicher bürgerlicher Kreise, entweder durch 

die Gründung einer neuen, umfassenden bürgerlichen Mittelpartei oder durch die 

Fusion bestehender Parteiorganisationen der zunehmenden Zersplitterung des 

deutschen Bürgertums entgegenzuwirken. Zwar wiesen diese Bestrebungen eine 

sehr starke Kontinuität mit der Sammlungspolitik auf, die bestimmte konservative 

und liberale Interessengruppen am Vorabend und während des Ersten Weltkrieges 

getrieben hatten4 . In der Weimarer Republik aber kam der erste Anstoß zu einer 

Zusammenfassung der deutschen bürgerlichen Parteien, abgesehen von dem ge­

scheiterten „Essener Programm" Adam Stegerwaids vom November 1920, von 

der Liberalen Vereinigung, die im Herbst 1924 unter erheblicher finanzieller 

Beteiligung des Berliner Elektroindustriellen Carl Friedrich von Siemens gegrün­

det wurde und bis zu ihrem Verschwinden von der politischen Bildfläche gegen 

Ende der zwanziger Jahre die Fusion der D D P und D V P in eine gemeinsame 

liberale Partei propagierte5. Ein kurzlebiger Gegenpol zu diesen Bestrebungen 

entstand etwa zwei Jahre später, als Karl Jarres von der D V P und Wilhelm Frei­

herr von Gayl von der D N V P die Führer ihrer jeweiligen Parteien öffentlich auf-

1928/30, in: Historische Zeitschrift (HZ) 177 (1954), S. 47-83. Zur Entwicklung der 
verschiedenen bürgerlichen Parteien vgl. in erster Linie Die bürgerlichen Parteien in 
Deutschland, Handbuch für Geschichte der bürgerlichen Parteien und anderer bürger­
licher Interessenorganisationen vom Vormärz bis zum Jahre 1945, 2 Bde., Berlin 1968 
u. 1970; ferner die Einzelstudien von Erasmus Jonas, Die Volkskonservativen 1928-1933, 
Entwicklung, Struktur, Standort und staatspolitische Zielsetzung, Düsseldorf 1965; Günter 
Opitz, Der Christlich-soziale Volksdienst, Versuch einer protestantischen Partei in der 
Weimarer Republik, Düsseldorf 1969; Martin Schumacher, Mittelstandsfront und Re­
publik, Die Wirtschaftspartei - Reichspartei des deutschen Mittelstandes - 1919-1933, 
Düsseldorf 1972; Lothar Döhn, Politik und Interesse, Die Interessenstruktur der Deut­
schen Volkspartei, Meisenheim am Glan 1970; sowie die Einzelbeiträge, von Erich Matthias 
und Rudolf Morsey über die Deutsche Staatspartei, von Hans Booms über die DVP und 
von Friedrich Freiherr Hiller von Gaertringen über die DNVP, in: Das Ende der Parteien 
1933, hrsg. von Matthias und Morsey, Düsseldorf 1960, S. 31-97, 523-652. 

4 Zu den verschiedenen Sammlungsbestrebungen während der letzten Jahre des deutschen 
Kaiserreiches, vgl. Dirk Stegmann, Die Erben Bismarcks, Parteien und Verbände in der 
Spätphase des Wilhelminischen Deutschlands, Sammlungspolitik 1897-1918, Köln und 
Berlin 1970; derselbe, Zwischen Repression und Manipulation, Konservative Machteliten 
und Arbeiter- und Angestelltenbewegung 1910-1918, Ein Beitrag zur Vorgeschichte der 
DAP/NSDAP, in: Archiv für Sozialgeschichte 12 (1972), S. 351-432; ferner Siegfried 
Mielke, Der Hansa-Bund für Gewerbe, Handel und Industrie 1909-1914, Der geschei­
terte Versuch einer antifeudalen Sammlungspolitik, Göttingen 1974. 

5 Zur Gründung und Entwicklung der Liberalen Vereinigung, vgl. meine unveröffentlichte 
Dissertation, „The Dying Middle", Weimar Germany and the Failure of Bourgeois Unity, 
1924-1930, phil. Diss. (Masch.) Madison 1970, S. 30-90. Ein besonders umfangreicher 
Quellenbestand über die Liberale Vereinigung befindet sich im Nachlaß Carl Friedrich 
von Siemens, Werner-von-Siemens-Institut für die Geschichte des Hauses Siemens, Mün­
chen, Nr. 4/Lf 697 (zitiert als: SAA NL Siemens, 4 Lf/697). 
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forderten, im Reichstag und im preußischen Landtag eine parlamentarische Ar­

beitsgemeinschaft auf konservativer, christlicher und nationaler Grundlage zu 

bilden6. Während dieser Versuch an dem starken Widerstand des DVP-Par te i -

vorsitzenden Gustav Stresemann scheiterte und daher im Herbst 1926 aufgegeben 

werden mußte, gewannen die Bemühungen um eine neue Mittelpartei nach der 

schweren Niederlage fast aller bürgerlichen Parteien einschließlich des Zentrums 

und der D N V P bei den Reichstagswahlen vom 20. Mai 1928 immer mehr an 

Boden, bis die Frage einer Erneuerung und Umgestaltung des deutschen Partei-

wesens nicht mehr zu umgehen war. Nach dem Tode Stresemanns, der kurz vorher 

in Vitznau mit dem demokratischen Parteivorsitzenden Erich Koch-Weser über 

die Schaffung eines „Blocks der Nationalbewußten" als Gegengewicht zu der im 

Reichsausschuß für das deutsche Volksbegehren gesammelten deutschen Rechten 

verhandelt hatte7 , ist die Frage einer Neugestaltung des deutschen Parteien -

Systems und einer Sammlung der politischen Mitte zu einer der entscheidensten 

Fragen der deutschen Innenpolitik geworden. 

Die Bemühungen um eine Sammlung der deutschen Mitte erreichten ihren 

Höhepunkt in der Zeit unmittelbar nach der Auflösung des Reichstags am 18. 

Juli 1930. Die Gründung der Deutschen Staatspartei (DStP) am 28. Juli stellte 

nichts weniger als einen kühnen, aber in gewisser Hinsicht verzweifelten Versuch 

seitens Koch-Weser und des enigmatischen Hochmeisters des Jungdeutschen Or­

dens Artur Mahraun dar, durch die Zusammenfassung der deutschen Mittel­

schichten in einer neuen, umfassenden und vom Idealismus der jungen Generation 

getragenen Partei den Aufstieg des Nationalsozialismus einzudämmen8. Die 

Gründung der Staatspartei durchkreuzte aber einen zweiten zwar keineswegs so 

groß angelegten, aber immerhin bedeutenden Versuch seitens Ernst Scholz, des 

Nachfolgers von Stresemann als DVP-Parteivorsitzender, und einiger prominen­

ter Vertreter der deutschen Wirtschaft, die Volkspartei, die Wirtschaftspartei und 

die verschiedenen von der D N V P abgespaltenen Splittergruppen zu einer haupt­

sächlich gegen die Sozialdemokratie gerichteten bürgerlichen Einheitsfront zu 

vereinigen9. Darüber hinaus hatte die Art und Weise, wie sich die Gründung der 

6 Gayl und Jarres an Stresemann, 30. Juni 1926, Bundesarchiv Koblenz (BA) R 45 II/3, Bl. 
7-11. Vgl. dazu Gustav Stresemann, Vermächtnis, Der Nachlaß in drei Bänden, hrsg. von 
Henry Bernhard, Bd. II, Berlin 1933, S. 412-419. 

7 Tagebuch Erich Koch-Wesers, Eintragung vom 27. November 1929, BA NL Koch-Weser, 
101, Bl. 125-131. Zur Einstellung Stresemanns vgl. meinen Aufsatz, Gustav Stresemann 
and the Crisis of German Liberalism, in: European Studies Review 4 (1974), S. 141-163, 

8 Zur Gründung der DStP, vgl. meine Dissertation (vgl. Anm. 5), S. 502-567, und Karl-
Hermann Beeck, Die Gründung der Deutschen Staatspartei im Jahre 1930 im Zusammen­
hang der Neuordnungsversuche des Liberalismus, phil. Diss. (Masch.) Köln 1957, S. 144-
177, sowie die Darstellung des ehemaligen DDP-Parteisekretärs Werner Stephan, Aufstieg 
und Verfall des Linksliberalismus, Geschichte der Deutschen Demokratischen Partei, Göt­
tingen 1973, S. 439-453. 

9 Zu diesen Bestrebungen vgl. vor allem die ausführlichen Berichte von Martin Blank an 
Paul Reusch vom 21., 23. und 24. Juli 1930, im Nachlaß Reusch, Historisches Archiv der 
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Staatspartei vollzogen hatte, die Führung der D V P derart entfremdet, daß eine 
spätere Verständigung zwischen den beiden liberalen Parteien so gut wie ausge­

schlossen war. Infolgedessen blieb die gemeinsame Erklärung, die die Führer der 

Volkspartei, der Wirtschaftspartei und der neugegründeten Konservativen Volks -

partei am 22. August 1930 im Namen des sogenannten „Hindenburg-Pro-

gramms" verkündeten10, eine leere Geste, die nur den äußeren Anschein der 
bürgerlichen Sammlung bot. Letzten Endes hatte also die ständige Agitation um 

eine politische Konzentration des deutschen Bürgertums seit dem Herbst 1929 nur 
eine weitere Zerrüttung des traditionellen mittelständischen Wähleridentifizie­

rungsverfahren zur Folge, die bei den Reichstagswahlen vom 14. September 1930 

den Einbruch des Nationalsozialismus in die Reihen der deutschen Mittelschichten 

wesentlich erleichterte. 

Der Ausgang der Septemberwahlen von 1930 wirkte auf die Führer der ver­

schiedenen bürgerlichen Parteien, die ihrerseits fast alle die Anziehungskraft der 

Nationalsozialisten erheblich unterschätzt hatten, als schwerer Schock, der aller­

dings zu einer sofortigen Wiederaufnahme der Verhandlungen über eine politi­

sche Zusammenfassung des deutschen Bürgertums führte. Wenige Tage nach der 

Wahl traf der ehemalige deutschnationale Parteivorsitzende Kuno Graf von 

Westarp, der sich inzwischen der Konservativen Volkspartei angeschlossen hatte, 

mit dem Reichsernährungsminister Mart in Schiele und dem Präsidenten des 

Deutschen Landgemeindetages Günther Gereke, der ebenso wie Schiele an ein­

flußreicher Stelle in der Führung der Christlich-nationalen Landvolkpartei stand, 

zusammen, um die Möglichkeit einer parlamentarischen Arbeitsgemeinschaft 

zwischen der CNBLP, der Deutsch-hannoverschen Partei (DHP), den Würt tem­

bergischen Bauern- und Weingärtnerbund und seiner eigenen KVP zu erörtern11. 

Gutehoffnungshütte, Oberhausen (zitiert als: HA/GHH NL Reusch), Nr. 4001012024/7. 
Zur Zielsetzung dieser Aktion sowie des Aufrufs des Reichsverbandes der Deutschen In­
dustrie (RDI) vom Dezember 1929 „zur Sammlung aller aufbauenden Kräfte unseres 
Volkes" vgl. die Ausführungen von Carl Duisberg und Philipp Wieland auf der Sitzung des 
RDI-Hauptausschusses vom 23. Mai 1930, im Nachlaß Duisberg, Werksarchiv Farben­
fabrik Bayer, Leverkusen, Nr. 62/10/5e. Zur Beurteilung der politischen Rolle der deut­
schen Großindustrie am • Ende der Weimarer Republik vgl. die voneinander scharf ab­
weichenden Interpretationen von Henry A. Turner, The Ruhrlade: Secret Cabinet of 
Heavy Industry in the Weimar Republic, in: Central European History 3 (1970), S. 195— 
228, und Dirk Stegmann, Zum Verhältnis von Großindustrie und Nationalsozialismus 
1930-1933, Ein Beitrag zur Geschichte der sog. Machtergreifung, in: Archiv für Sozial­
geschichte 13 (1973), S. 399-482, sowie die Erwiderung Turners, Großunternehmertum 
und Nationalsozialismus 1930-1933, Kritisches und Ergänzendes zu zwei neuen For­
schungsbeiträgen, in: HZ 221 (1975), S. 18-68. 

10 Mit Hindenburg für Deutschlands Rettung!, hrsg. von der Reichsgeschäftsstelle der Deut­
schen Volkspartei, Berlin o. J. (1930), S. 24-29. Zum Verlauf dieser Verhandlungen vgl. 
den von Westarp verfaßten Bericht über die Verhandlungen mit der DVP wegen Zusam­
menwirkens für das Hindenburgprogramm, o. D. (August 1930), NL Westarp; ferner 
Blank an Reusch, 13. und 28. August 1930, HA/GHH NL Reusch, 4001012024/7. 

11 Westarp an Bachmann (CNBLP), 25. September 1930, NL Westarp. 
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Als ehemalige Deutschnationale, die im Laufe des vorigen Jahres aus Protest 

gegen die Hugenbergsche Parteiführung die D N V P verlassen hatten, waren 

Westarp, Schiele und Gereke vor allem bestrebt, die traditionellen, aber von Hu­

genberg tief erschütterten Beziehungen zwischen der deutschen Landwirtschaft 

und dem politischen Konservatismus wiederherzustellen12. Während eine solche 

Kombination der deutschen Rechten etwa 30 Mandate hätte verschaffen können, 

hoffte Westarp darüber hinaus auf die Schaffung einer Arbeitsgemeinschaft mit der 

Volkspartei, der Wirtschaftspartei, dem Christlich-sozialen Volksdienst und der Deut­

schen Bauernpartei, die über 80 bis 100 Reichstagsmandate verfügt hätte13. Obwohl 

Scholz und Hermann Drewitz, der erste Parteivorsitzende der Wirtschaftspartei, so­

wie die Reichsführung des Volksdienstes anscheinend anfangs bereit waren, sich an 

dieser Aktion zu beteiligen, stieß der Vorschlag Westarps auf zunehmend star­

ken Widerstand in den Reihen der Christlich-nationalen Landvolkpartei und des 

Reichs-Landbundes (RLB). Der Ausgang der jüngsten Reichstagswahlen hatte 

eindeutig gezeigt, daß im großen und ganzen das deutsche Landvolk dem Appell 

Schieies zur Schaffung einer geschlossenen Agrarfront nicht gefolgt war, sondern 

entweder in überraschendem Maße zur NSDAP übergelaufen war oder der D N V P 

und Hugenberg die Treue gehalten hatte. Infolgedessen verschlechterte sich sehr 

rasch die Stellung Schieies als geschäftsführendes Präsidialmitglied des Reichs-

Landbundes, was den Reichsernährungsminister zunehmend hemmte, auf die 

Schaffung engerer politischer Beziehungen zwischen der Landvolkpartei und den 

anderen bürgerlichen Parteien zu drängen. Aus demselben Grunde beurteilte 

Gereke die Aussichten immer pessimistischer, den Widerstand der Gegner Schieies 

in den Führungsgremien der CNBLP zu beseitigen, bis er am 8. Oktober Westarp 

schließlich mitteilen mußte, daß eine Änderung der ablehnenden Hal tung seiner 

Partei zum Abschluß einer Fraktionsgemeinschaft mit anderen politischen Par­

teien nicht mehr zu erwarten sei14. Inzwischen schienen sich aber die Verhandlun­

gen über die Bildung einer umfassenden parlamentarischen Arbeitsgemeinschaft 

zwischen der DVP, der W P , dem Volksdienst und den Volkskonservativen, die 

über etwa 75 Reichstagsmandate verfügt hätte, einem erfolgreichen Abschluß zu 

nähern. Denn diese Bestrebungen hatten nicht nur starke Unterstützung bei den 

Führern der D V P und KVP gefunden15, sondern anscheinend waren auch promi­

nente Industrielle wie Paul Silverberg und Albert Vögler bereit, ihren Einfluß 

zugunsten engerer politischer und organisatorischer Beziehungen zwischen den 

verschiedenen bürgerlichen Parteien geltend zu machen16. Trotzdem erlitten die 

12 Westarp, Meine Verhandlungen zwischen dem 18. Juli und 18. Oktober 1930, o. D. (Ok­
tober 1930), NL Westarp. 

13 Westarp an Bachmann, 25. September 1930, NL Westarp. 
14 Westarp, Meine Verhandlungen zwischen dem 18. Juli und 18. Oktober 1930, NL Westarp. 

Zur Lage innerhalb der CNBLP und des RLB vgl. Westarp an von der Schulenburg, 28. 
September 1930, ebd. 

15 Dryander an Jarres, 8. und 10. Oktober 1930, BA NL Jarres, 45; ferner Jarres an Silver­
berg, 14. Oktober 1930, ebd. 

16 Silverberg an Jarres, 17. Oktober 1930, BA NL Jarres, 45. 
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Aussichten für eine solche Koalition am 16. Oktober einen schweren Rückschlag, 

als Drewitz nach einer kritischen Sitzung der WP-Reichstagsfraktion verkündete, 

daß die Wirtschaftspartei bei dem bevorstehenden Vetrauensvotum im Reichstag 

das Kabinett Brüning nicht unterstützen würde17. Dieser Entschluß bedeutete das 

endgültige Scheitern der Bemühungen von Westarp und Scholz um eine Konzen­

tration der parlamentarischen Kräfte des deutschen Bürgertums, deren einziger 

konkreter Erfolg die Bildung einer rein technischen und fast unbedeutenden 

Fraktionsgemeinschaft zwischen der KVP und dem CSVD blieb18. 

Während die Bemühungen um eine parlamentarische Einheitsfront der ge­

mäßigten bürgerlichen Parteien Mitte Oktober 1930 ihr vorläufiges Ende fanden, 

ging der Zerfall der zwischen dem Zentrum und der D N V P stehenden Parteien 

unaufhaltsam weiter. Am 7. Oktober erreichte die Krise, in der sich die Deutsche 

Staatspartei seit ihrer Wahlniederlage vom 14. September befand, ihren drama­

tischen Abschluß, als die sechs zur Volksnationalen Reichsvereinigung gehören­

den Mitglieder der DStP-Reichstagsfraktion ihren Austritt aus der Partei er­

klärten19. Nach dem Ausscheiden der sechs volksnationalen Abgeordneten bemühte 

sich die Führung der Staatspartei vorerst um eine Fraktionsgemeinschaft mit der 

DVP, wurde aber von Scholz schroff zurückgewiesen, der offensichtlich über die 

Art und Weise, wie sich die Gründung der Staatspartei seinerzeit vollzogen hatte, 

immer noch sehr verbittert war20. Weitere Bemühungen im Winter und Frühjahr 

1931 um eine Erneuerung der Staatspartei blieben ebenfalls ohne Erfolg, so daß 

auf allen Ebenen der DStP-Parteiorganisation eine weitverbreitete Resignation 

zu erkennen war21. Zur selben Zeit befanden sich auch die beiden berufsständi­

schen Parteien in schweren internen Krisen. Der Rücktritt Schieies aus dem Präsi­

dium des Reichs-Landbundes am 11. Oktober bedeutete unter anderem eine so­

fortige Schwächung der bisher bestehenden Beziehungen zwischen dem RLB und 

der Christlich-nationalen Landvolkpartei, und mit dem Rücktritt von Karl Hepp, 

der ebenso wie Schiele mit den Bemühungen um eine neue Agrarpartei eng iden­

tifiziert wurde, vom RLB-Präsidium im Dezember 1930 verlor die Landvolk-

17 Westarp, Meine Verhandlungen zwischen dem 18. Juli und 18. Oktober 1930, NL Westarp. 
Zum Verhältnis zwischen der W P und der Regierung Brüning vgl. Schumacher, Mittel­
standsfront, S.144-160. 

18 Christlicher Volksdienst, Nr. 42 vom 18. Oktober 1930. Vgl. ferner Westarp, Meine Ver­
handlungen zwischen dem 18. Juli und 18. Oktober, NL Westarp. 

19 Zur volksnationalen Sezession aus der DStP vgl. das ausführliche Memorandum von Wolf­
gang Jänicke über die Entwicklung in der DStP vom 17. September bis 9. Oktober 1930, 
BA NL Jänicke, 56. Vgl. ferner Stephan, Aufstieg und Verfall, S. 167-177. 

20 Zu den Kontakten zwischen der DStP und DVP im Herbst 1930 vgl. Heuss an Hopf, 12. 
und 20. Oktober 1930, BA NL Heuss, 57, und das Tagebuch Jänickes, Eintragungen vom 
20.-21. Oktober 1930, BA NL Jänicke, 56, sowie die Ausführungen von Scholz auf der 
Sitzung der DVP-Reichstagsfraktion vom 10. Oktober 1930, BA R 45 II/67, Bl. 271. 

21 Zur Stimmung innerhalb der DStP-Parteiorganisation vgl. Weber an Jänicke, 2. Januar 
1931, BA NL Jänicke, 26; ferner Schäfer (Köln) an Dietrich, 27. Februar und 30. April 
1931, BA NL Dietrich, 244, Bl. 87-89, 307. 
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partei den letzten Rest ihres organisatorischen Rückhalts in der Führung des 

Landbundes22. Gleichermaßen kündigte der Entschluß der Wirtschaftspartei, dem 

Kabinett Brüning das Vertrauen zu entziehen und den Rücktritt von Johann Vic­

tor Bredt als Reichsjustizminister zu erzwingen, den Ausbruch einer schweren 

inneren Parteikrise an, die sich in einem erbitterten Kampf um die Führung der 

Partei zwischen Drewitz und dem stellvertretenden Parteivorsitzenden Otto Co-

losser niederschlug. Obwohl die Reichsparteileitung sich sofort zur Unterstützung 

des angegriffenen Drewitz zusammenschloß und Colosser aus der Partei aus­

schloß, wurde letzten Endes die Stellung von Drewitz als Parteiführer durch die 

Angriffe Colossers so tief erschüttert, daß der Zusammenbruch der Partei nicht 

mehr aufzuhalten war23. In demselben Sinne deutete die Entschließung auf der 

Reichstagung der Volkskonservativen Vereinigung vom März 1931, sich aus der 

aktiven Parteipolitik zurückzuziehen, auf die unmögliche Lage hin, in der sich 

die Konservative Volkspartei seit der Wahlniederlage vom September 1930 be­

fand, was allerdings einen weiteren Zerfall der deutschen bürgerlichen Parteien 

zwischen dem Zentrum und der D N V P bedeutete24. 

Als die Zersetzung der deutschen Mittel- und gemäßigten Rechtsparteien zu­

nehmend kritischer wurde, versuchte eine Gruppe von Kommunalpolitikern vor­

wiegend aus Kassel, den Bestrebungen zur Bildung einer neuen Mittelpartei 

neuen Auftrieb zu verleihen. Am 15. Januar 1931 trafen 26 Mitglieder sämt­

licher politischer Richtungen von den Radikaldemokraten bis zu den Volkskon­

servativen und den Christlichsozialen auf Einladung des Kasseler Regierungs­

präsidenten Ferdinand Friedensburg zusammen, um die Möglichkeit engerer 

politischer und organisatorischer Beziehungen zwischen ihren jeweiligen Parteien 

zu erörtern. In weitgehender Übereinstimmung über die Notwendigkeit solcher 

Beziehungen billigten die Teilnehmer ein von Friedensburg ausgearbeitetes 12-

Punkte-Programm, das als Grundlage für Verhandlungen mit verwandten Grup­

pen aus anderen Teilen des Reiches dienen sollte25. Außer in Kassel fand die 

Initiative Friedensburgs nicht nur bei gleichgesinnten Kommunalpolitikern aus 

Marburg und Frankfurt26 , sondern auch bei prominenten Politikern aus der 

22 Zur CNBLP-Parteikrise vgl. DNVP, Mitteilungen Nr. 27 der Parteizentrale, S.Novem­
ber 1930, Landesarchiv Schleswig-Holstein, Schleswig, Bestand 384 II, Bd. 2. 

23 Vgl. dazu Schumacher, Mittelstandsfront, S. 164-177; ferner Hans Klett, Der Untergang 
des Mittelstandes, Der Zerfall der Wirtschaftspartei, Berlin 1931, und Ernst Horneffer, 
Die Krise der Wirtschaftspartei, Leipzig 1931. 

24 Jonas, Volkskonservativen, S. 99-104. Zur Lage innerhalb der KVP, vgl. Westarp an Wall-
raf, 24. Februar 1931, NL Westarp. 

25 Memorandum einer Besprechung in der Privatwohnung Friedensburgs, 15. Januar 1931, 
BA NL Friedensburg, 33a, Bl. 66f. Vgl. ferner Ferdinand Friedensburg, Lebenserinne­
rungen, Kaiserreich - Weimarer Republik - Hitlerzeit, Frankfurt am Main 1969, S. 200-
202. 

26 Ebd., S. 202. Vgl. ferner Trumpler (Frankfurt) an Friedensburg, BA NL Friedensburg, 25, 
Bl. 300-301, und Müller (Marburg) an Friedensburg, 31. Januar und 11. Februar 1931, 
ebd., Bl. 297 f., 291 f. 
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Reichshauptstadt, wie dem Reichsbankpräsidenten Hans Luther, dem staatspartei­

lichen Reichstagsabgeordneten Oskar Meyer und dem Staatssekretär im preußi­

schen Innenministerium Wilhelm Abegg, positive Aufnahme27. In Anbetracht 

dieser erfolgversprechenden Ansätze beschlossen Friedensburg und seine Mit­

arbeiter die Bildung einer „staatsbürgerlichen Arbeitsgemeinschaft der Mit te" , 

die durch eine permanente Geschäftsstelle in Berlin Verhandlungen mit Vertre­

tern der verschiedenen bürgerlichen Parteien aufnehmen sollte28. Das erste öffent­

liche Auftreten der neuen Organisation wurde daraufhin für den 25. März in 

Berlin angesetzt, zu dem eine Reihe von prominenten bürgerlichen Politikern und 

Wirtschaftsvertretern eingeladen wurde, wie zum Beispiel Luther, Otto Geßler, 

Eduard Hamm vom Deutschen Industrie- und Handelstag, Roland Brauweiler von 

der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Abraham Frowein vom 

Reichsverband der Deutschen Industrie, Tilo Freiherr von Wilmowsky vom Wirt­

schaftsverband Mitteldeutschland, Fritz Baltrusch vom Gesamtverband der Christ­

lichen Gewerkschaften und Friedrich Mewes vom Gewerkschaftsbund der Ange­

stellten29. Während die Eingeladenen einen deutlichen Querschnitt des deutschen 

Bürgertums darstellten, bereitete die Zusammenkunft vom 25. März denjenigen, 

die sie organisiert hatten, eine schwere Enttäuschung, indem eine beträchtliche 

Anzahl von denen, die ursprünglich eingeladen worden waren, aus dem einen 

oder anderen Grunde absagten30. Was aber letzten Endes den Ausschlag gab und 

das ganze Unternehmen zum Scheitern brachte, war die Tatsache, daß das kurz 

vorher eingeleitete Volksbegehren des „Stahlhelm" zur Auflösung des preußischen 

Landtags das deutsche Bürgertum in eine zwiespältige Lage gebracht hatte, die 

vorläufig weitere Initiativen in der Frage der bürgerlichen Sammlung unmöglich 

machte31. 

Erst nach der Erledigung des „Stahlhelm"-Volksbegehrens Anfang August 

1931 konnte man die inzwischen fast völlig ins Stocken geratenen Bestrebungen 

27 Vgl. dazu Friedensburg an Luther, 23. Januar 1931, und an Meyer, 23. und 29. Januar 
1931, „Privatarchiv" Friedensburg, sowie Friedensburg an Abegg, 31. Januar 1931, BA NL 
Friedensburg, 4, Bl. 279. Die aus dem „Privatarchiv" Friedensburg zitierten Briefe be­
ziehen sich auf solche, die ich bei meinem Besuch bei Friedensburg (f) im Sommer 1971 
einsehen konnte, die aber nicht mit dem Gesamtnachlaß nach dem Tode Friedensburgs im 
Bundesarchiv deponiert wurden. 

28 Friedensburg an Luther, 24. Februar 1931, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 287. Vgl. ferner 
das Memorandum einer Zusammenkunft in der Privatwohnung Friedensburgs, 23. Februar 
1931, ebd., Bl. 288 f. 

29 Eine von Friedensburg, Otto und Pfeiffer unterzeichnete Einladung vom 16. März 1931, 
sowie eine Anwesenheitsliste für die Zusammenkunft vom 25. März 1931 befinden sich 
im BA NL Friedensburg, 33a, Bl. 94 f. 

30 Hellpach an Friedensburg, 20. März 1931, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 205; Meinecke 
an Friedensburg, 24. März 1931, ebd., Bl. 203. 

31 Friedensburg, Lebenserinnerungen, S. 205. Vgl. ferner Friedensburg an Fleischmann, 
8. August 1931, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 264. Kennzeichnend für das Verhalten maß­
geblicher Industriekreise ist der Brief von Frowein an Friedensburg, 30. März 1931, ebd., 
Bl. 265. 
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zur Bildung einer neuen Mittelpartei wiederaufnehmen. Diesmal kam aber der 

Vorstoß nicht von Friedensburg, sondern von dem Staatssekretär im preußischen 

Innenministerium Abegg, der ebenso wie Friedensburg der Deutschen Staats -

partei angehörte. Gegen Ende August wandte sich Abegg an Hans Schlange-Schö­

ningen, der vor anderthalb Jahren von der D N V P zur Christlich-nationalen 

Landvolkpartei übergewechselt war und jetzt zu den aktivsten Verfechtern des 

Kabinetts Brüning zählte, und schlug eine Besprechung über die Möglichkeit 

eines gemeinsamen Vorgehens der zwischen dem Zentrum und der D N V P ste­

henden bürgerlichen Parteien bei der Eröffnung des Reichstags am 13. Oktober 

vor. Abeggs Vorschlag fand bei Schlange weitgehende Zustimmung, und kurz 

darauf fand ein weiteres Gespräch mit dem DStP-Fraktionsvorsitzenden August 

Weber statt. Trotz großem Pessimismus einigten sich die drei zuerst darauf, Ver­

treter aus den übrigen in Frage kommenden Parteien in die Verhandlungen mit-

einzubeziehen, und stellten als zweifaches Ziel der Aktion die Stabilisierung der 

parlamentarischen Basis der Regierung Brüning und die Verstärkung des Ein­

flusses der gemäßigten bürgerlichen Parteien auf die gesetzgeberische Tätigkeit 

der Reichsregierung heraus32. Diese Bemühungen erlitten aber gleich zu Anfang 

einen unerwarteten Rückschlag, als Scholz, der aus Gesundheitsgründen im vori­

gen November den Parteivorsitz der D V P hatte niederlegen müssen, sich wei­

gerte, an der Aktion teilzunehmen, weil seiner Meinung nach der eigentliche 

Zweck eines solchen Vorgehens nicht die Unterstützung, sondern nur der Sturz 

der amtierenden Regierung sein könne33. Trotzdem entschied sich Abegg für die 

Fortführung seiner Bemühungen, und am 15. September fand die erste Zusam­

menkunft zwischen Vertretern der verschiedenen zwischen dem Zentrum und der 

D N V P stehenden bürgerlichen Parteien in der „Deutschen Gesellschaft 1914" in 

Berlin statt. Außer Abegg, Schlange und Weber befanden sich unter den zwölf 

Beteiligten Hamm, Westarp, Gustav Hülser vom Christlich-sozialen Volksdienst, 

Albrecht Morath von der DVP, Paul Lejeune-Jung von der Volkskonservativen 

Vereinigung und der neugewählte Parteivorsitzende der CNBLP Wolfgang von 

Hauenschild-Tscheidt, sowie der engste politische Berater Schlanges, Karl Pas­

sarge. Nachdem Abegg in seinem einleitenden Referat die Notwendigkeit eines 

festen Zusammenschlusses aller vertretenen Parteien insbesondere bei eventuellen 

Neuwahlen hervorgehoben hatte, versuchten Hamm und Schlange hingegen die 

Diskussion von dem Ziel einer neuen Mittelpartei zugunsten des zwar bescheide­

neren von ihnen aber für erreichbar gehaltenen Plans eines gemeinsamen Vor­

gehens der gemäßigten bürgerlichen Parteien beim Zusammentritt des Reichstags 

abzulenken34. In diesem Zusammenhang behauptete Schlange unter direktem Hin-

32 Tagebuch Passarges, Eintragung vom 8. September 1931, BA NL Passarge, 6, Bl. 3-7. 
33 Tagebuch Passarges, Eintragung vom 13. September 1931, ebd., Bl. 10 f. 
34 Memorandum von Hermann Pünder, dem Staatssekretär in der Reichskanzlei, über eine 

Besprechung mit Hamm, 21. September 1931, BA NL Pünder, 140, Bl. 151-153. Abgesehen 
von einem Brief von Max Kempner an Hamm vom 17. September 1931 enthält der im 
Privatbesitz von Dr. Wolfgang Hardtwig (München) befindlichen Restnachlaß Hamms 
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weis auf die Parallele zwischen der gegenwärtigen Lage und der Krise vom Sep­

tember 1918, daß nur die enge Zusammenarbeit aller verantwortungsbewußten 

Deutschen ohne Rücksicht auf Parteizugehörigkeit eine erneute Katastrophe ver­

hindern könnte. Im weiteren Verlauf seiner Ausführungen entwickelte Schlange 

ein 7-Punkte-Programm, das unter anderem eine gemeinsame Erklärung im 

Reichstag am 13. Oktober, eine eindeutige Trennungslinie gegenüber rechts und 

links und eine positive Stellungnahme zu den Reformarbeiten der Regierung 

Brüning vorsah. Diese Ausführungen fanden bei fast allen Teilnehmern weit­

gehende Zustimmung, so daß eine zweite Besprechung für den 2 1 . September 

angesetzt wurde35. 

Während die Reichskanzlei die Bemühungen um die Zusammenfassung der ge­

mäßigten bürgerlichen Parteien zu einer hinter der Regierung stehenden parla­

mentarischen Einheitsfront vertraulich unterstützte36, stießen sie bei den Kon­

servativen um Westarp wegen der prominenten Rolle, die die Vertreter der Staats­

partei bei der Vorbereitung der Aktion übernommen hatten, auf zunehmenden 

Widerstand37. Bei der zweiten Besprechung am 2 1 . September, an der diesmal 

fast doppelt so viele Delegierte einschließlich einer starken Abordnung der Volks­

partei teilnahmen, gelang es Schlange trotzdem, durch einen überzeugenden 

Appell zur Unterstützung der Regierung Brüning den Widerstand Westarps und 

seiner Anhänger vorläufig zu überwinden. Das Ergebnis der Besprechung war 

daher ein zweifaches. Erstens wurde beschlossen, die Unterschriften prominenter 

Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Kultur für einen öffentlichen Auf­

ruf zu sammeln, der die zwischen dem Zentrum und der D N V P stehenden Par­

teien aufforderte, sich zur Unterstützung der jetzigen Reichsregierung zusammen­

zuschließen. Diesem Plan zufolge sollte der Aufruf unmittelbar vor der Er­

öffnung des Reichstags am 13. Oktober veröffentlicht werden, um die Bildung 

einer solchen parlamentarischen Front in die Wege zu leiten. Zweitens sollten die 

an dieser Aktion beteiligten Parteien eine gemeinsame Erklärung zur Unter­

stützung der Regierung Brüning beim Zusammentritt des Reichstags verlesen38. 

keinerlei Unterlagen über die Sammlungsbesprechungen vom Herbst 1931. Zur allge­
meinen Einstellung Hamms, vgl. seinen Brief an Reusch, 3. August 1930, HA/GHH NL 
Reusch, 40010123/25b. 

35 Niederschrift über die Zusammenkunft in der „Deutschen Gesellschaft" vom 15. September 
1931, BA NL Passarge, 6, Bl. 13-21. Vgl. ferner das Tagebuch Passarges, Eintragung vom 
18. September 1931, ebd., Bl. 23 f. 

36 Memorandum Pünders, 21. September 1931, BA NL Pünder, 140, Bl. 151-153. Vgl. fer­
ner Heinrich Brüning, Memoiren 1918-1934, Stuttgart 1970, S. 394. 

37 Westarp an Rademacher (KVP), Simpfendörfer (CSVD) und Hammerstein-Loxten (DHP), 
22. September 1931, NL Westarp. Zu den Bedenken der Volkskonservativen über die Be­
teiligung der DStP, vgl. Rademacher an Westarp, 24. September 1931, und Philipp an 
Westarp, 26. September 1931, ebd. 

38 Niederschrift über die Zusammenkunft in der „Deutschen Gesellschaft" vom 21. Septem­
ber 1931, BA NL Passarge, 6, Bl. 29-32. Vgl. ferner Westarp an Rademacher, Simpfen­
dörfer und Hammerstein-Loxten, 22. September 1931, NL Westarp, sowie Passarge an 
Schlange- Schöningen, 23. September 1931, BA NL Passarge, 6, Bl. 33-37. 
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Trotzdem bestand immer noch beträchtliche Unsicherheit bezüglich der end­

gültigen Form der geplanten Aktion, so daß eine dritte Besprechung für den 

29. September angesetzt werden mußte . Im Laufe der nächsten Tage erfuhr aber 

die Aussicht auf ein gemeinsames Vorgehen der gemäßigten bürgerlichen Par­

teien eine plötzliche negative Wendung, als sich die ersten Meldungen über die 

streng vertraulichen Verhandlungen in der „Deutschen Gesellschaft" in der Öf­

fentlichkeit verbreiteten, und zwar zuerst durch einige nicht ganz unbeabsichtigte 

Bemerkungen von Hülser auf der Leipziger Reichstagung des Christlich-sozialen 

Volksdienstes am 18. September39 und dann einige Tage später in einer sehr über­

triebenen und unzutreffenden Form im „Berliner Tageblatt"40 . Die erste Kon­

sequenz dieser recht unerwünschten Enthüllungen zeichnete sich auf dem Ber­

liner Parteitag der Deutschen Staatspartei vom 26. -27 . September ab, als Weber 

zur Verteidigung seiner Teilnahme an diesen Verhandlungen gezwungen wur­

de41. Von viel größerer Tragweite war jedoch die Tatsache, daß infolge dieser 

Enthüllungen die konservative Gruppe um Westarp zunächst zunehmend zurück­

haltend reagierte, bis schließlich der CNBLP-Parteivorsitzende Hauenschild, der 

allerdings unter dem starken Druck seines rechten Parteiflügels stand, kurz vor der 

für den 29. September angesetzten Besprechung bekanntgab, daß er nicht in der 

Lage sei, sich dem vorgesehenen Aufruf zur Bildung einer gemeinsamen parla­

mentarischen Front im Reichstag anzuschließen. Außerdem sei es ihm sehr frag­

lich, ob sich seine Partei an einer gemeinsamen Reichstagserklärung zugunsten 

der Regierung Brüning beteiligen werde. Da Westarp auch der Schaffung engerer 

politischer und organisatorischer Beziehungen zwischen den Parteien der Mitte 

und der gemäßigten Rechten ziemlich ablehnend gegenüberstand, endete die 

Besprechung vom 29. September in einer Sackgasse, die eigentlich keine Hoffnung 

mehr auf ein gemeinsames Vorgehen der gemäßigten bürgerlichen Parteien beim 

Zusammentritt des Reichstags am 13. Oktober ließ42. 

Was aber letzten Endes den Zusammenbruch der im Herbst 1931 begonnenen 

Bemühungen um eine parlamentarische Einheitsfront der gemäßigten bürger­

lichen Parteien zur Unterstützung der Regierung Brüning besiegelte, war die 

scharfe Rechtsschwenkung, die die Deutsche Volkspartei unter der Führung ihres 

neuen Parteivorsitzenden Eduard Dingeldey im Laufe der vorangegangenen sechs 

Monate vollzogen hatte. Dingeldey, der im November 1930 eigentlich als Für­

sprecher der bürgerlichen Sammlung zum DVP-Parteivorsitzenden gewählt wor-

39 Gustav Hülser, Der Christlich-soziale Volksdienst und die Parteien, Schriften des Christ­
lich-sozialen Volksdienstes, H. 15, Berlin o. J. (1931), S. 3-4. 

40 Berliner Tageblatt, Nr. 452 vom 25. September 1931. Vgl. ferner Passarge an Schlange-
Schöningen, 23. September 1931, BA NL Passarge, 6, Bl. 35. 

41 Ausführungen Webers in der Sitzung des DStP-Gesamtvorstandes, 26. September 1931, 
BA R 45 III/49, Bl. 134-137, und auf dem Berliner Parteitag der DStP, 26. September 
1931, ebd., 47, Bl. 3 f. 

42 Passarge an Schlange-Schöningen, 29. September 1931, BA NL Passarge, 6, Bl. 39-45. 
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den war43, hatte sich und seine Partei seit dem Frühjahr 1931 allmählich von der 

Reichsregierung distanziert, bis schließlich der DVP-Parteivorstand auf einer 

Sitzung am 9. Oktober beschloß, in die Opposition zu gehen44. Inzwischen hatte 

sich aber auf dem linken Flügel der D V P eine starke Opposition gegen den von 

Dingeldey eingeleiteten Kurswechsel gebildet, so daß bei der ersten kritischen 

Bewährungsprobe im Reichstag am 16. Oktober fünf Fraktionsmitglieder, dar­

unter der DVP-Patr iarch Wilhelm Kahl und der I .G.Farben-Verbindungsmann 

Ferdinand Wilhelm Kalle, sowie Otto Thiel und Frank Glatzel vom Deutsch­

nationalen Handlungsgehilfen-Verband, unter bewußtem Bruch der Parteidiszi­

plin die Anweisungen der Parteiführung ignorierten und für Brüning stimmten45. 

Zwei Wochen später trafen etwa 45 Vertreter des linken DVP-Flügels auf An­

regung des Berliner Rechtsanwalts Wilhelm Kunz und des Bonner Rechtswissen­

schaftlers Alexander Graf zu Dohna in Berlin zusammen, um einen erneuten 

Kurswechsel in der Führung der Partei anzubahnen, damit die Partei auf die be­

währten Grundsätze des verstorbenen Parteiführers Stresemann zurückgeführt 

werden könnte. Obwohl sie ihre unerschütterliche Treue zur D V P stets behaup­

teten, zeigten aber die Dissidenten weitgehendes Verständnis für den Gedanken 

einer neuen Mittelpartei und übten an der Hal tung, die die DVP-Parteiführung 

bei den jüngsten Verhandlungen in Berlin eingenommen hatte, scharfe Kritik46. 

43 Vgl. dazu den Artikel von einem der Hauptstrategen der Wahl Dingeldeys Walther Schnell, 
Volksbürgerliche Sammlung, in: Deutsche Allgemeine Zeitung, Nr. 475-476 vom 12. Ok­
tober 1930, sowie den Brief von Schnell an Scholz, 17. September 1930, BA NL Dingeldey, 
42, Bl. 9-20. 

44 Deutsche Allgemeine Zeitung, Nr. 467-468 vom 11. Oktober 1931. Zur Rolle des schwer-
industriellen Flügels der DVP bei diesem Kurswechsel vgl. in erster Linie Döhn, Politik 
und Interesse, S. 185-208; ferner derselbe, Zur Verschränkung der Deutschen Volkspartei 
mit großwirtschaftlich-industriellen Interessen im Herrschaftssystem der Weimarer Re­
publik, in: Industrielles System und politische Entwicklung, hrsg. von Mommsen u. a., S. 
884-906. Zur Stellung der Schwerindustrie innerhalb der DVP-Parteiorganisation, vgl. 
Horst Romeyk, Die Deutsche Volkspartei in Rheinland und Westfalen 1918-1933, in: 
Rheinische Vierteljahrsblätter 39 (1975), S. 189-236. 

45 Zur innerparteilichen Opposition zu dem von Dingeldey eingeleiteten Kurswechsel vgl. 
Glatzel, Berliner Briefe, 13. Oktober 1931, BA NL Dingeldey, 53, Bl. 101-107; ferner 
Hans v. Eynern, Notrecht und Parteien, in: Berliner Börsen-Courier, Nr. 497 vom 24. Ok­
tober 1931, und Fritz Mittelmann, Die Haltung der Deutschen Volkspartei, in: Vossische 
Zeitung, Nr. 482 vom 13. Oktober 1931. Insbesondere zur Lage des DHV innerhalb der 
DVP, vgl. meine beiden Aufsätze, The Crisis of White-Collar Politics: Deutschnationaler 
Handlungsgehilfen-Verband and Deutsche Volkspartei in the World Economic Crisis, in: 
Industrielles System und politische Entwicklung, S. 811-823, und Between the Fronts, The 
German National Union of Commercial Employees from 1928 to 1933, in: Journal of 
Modern History 48 (1976), S. 462-482. 

46 Ausführungen von Glatzel, Kunz und v. Eynern in: Niederschrift der Versammlung Graf 
zu Dohna am 30. Oktober 1931, DZA Potsdam, Bestand DVP, 22, Bl. 3-8. Vgl. ferner zu 
Dohna, Das Bürgertum am Scheidewege, in: Blätter des Deutschlandbundes, Nr. 1 vom 
9. Januar 1932, S. 3-4. Insbesondere zur Tätigkeit des Kunz-Dohna-Kreises vgl. Werner 
Methfessel, Die Deutsche Volkspartei am Ende der Weimarer Republik, phil. Diss. 
(Masch.) Jena 1967, S. 219-222., 252-254, 260-262. 
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Die Bemühungen des Kunz-Dohna-Kreises um eine Umorientierung der DVP 

zur Mitte hin fanden aber bei dem Parteivorsitzenden Dingeldey nicht die ge­

ringste Gegenliebe, so daß den Dissidenten nichts anderes übrigblieb, als dem 

DVP-Zentralvorstand, der am 6. Dezember in Hannover zur Klärung der inner­

parteilichen Lage tagen sollte, ihre Sorgen über die Zukunft der Partei vorzu­

tragen47. In Hannover mußten aber die Dissidenten eine bittere Niederlage hin­

nehmen, denn das Parteigremium sprach Dingeldey mit überwältigender Mehr­

heit sein volles Vertrauen aus, während die ständige Agitation des rechten Partei-

flügels zugunsten einer Annäherung der D V P an die vor zwei Monaten gebildete 

„Harzburger Front" den Protesten, die die Führer des linken Parteiflügels gegen 

den jüngsten Kurswechsel erhoben, den Boden gänzlich entzog48. 

Nach ihrer Niederlage auf der Tagung des DVP-Zentralvorstandes in Han­

nover fingen einige Anhänger des Kunz-Dohna-Kreises langsam an, den Ge­

danken eines neuen Nationalvereins zu propagieren, der nach dem Modell seines 

gleichnamigen Vorgängers von 1859 die Zusammenfassung aller positiv einge­

stellten Deutschen von Westarp bis August Weber anstreben sollte49. In der Zwi­

schenzeit hatte aber Dingeldey die ersten Schritte zur Schaffung engerer Be­

ziehungen mit den Führern der anderen Mittel- und gemäßigten Rechtsparteien 

bereits unternommen. Schon im Frühjahr und Sommer 1931 war Dingeldey aus 

eigener Initiative mit Vertretern der Wirtschaftspartei, der Landvolkpartei, der 

Volkskonservativen und des Volksdienstes mehrmals zusammengetroffen50, und im 

späten November gelang es der DVP-Parteiführung, den DStP-Fraktionsvorsit-

zenden Weber in die Gespräche einzubeziehen51. In weiterer Verfolgung dieses 

Ziels sprach Dingeldey am 17. Dezember mit den Führern der CNBLP und 

KVP52, am 5. Januar 1932 mit Ludwig Mollath, Carl Hermann und Gotthard 

47 Niederschrift der Versammlung des Dohna-Kreises am 20. November 1931, DZA Potsdam, 
Bestand DVP, 22, Bl. 19-25. Vgl. ferner die Aktennotiz betr. Besprechung der volkspar­
teilichen Protestanten mit Dingeldey am 6. November 1931, ebd., Bl. 10-12. 

48 Zum Verlauf der Tagung des DVP-Zentralvorstandes in Hannover, vgl. zu Dohna an 
v. Kardorff, 8. Dezember 1931, BA NL Siegfried v. Kardorff, 9, Bl. 30; ferner Kalle an 
Dingeldey, 7. Dezember 1931, sowie die Erwiderung Dingeldeys vom 9. Dezember 1931, 
BA NL Dingeldey, 75, Bl. 36-53. 

49 Mittelmann an Friedensburg, 7. Dezember 1931, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 274. Vgl. 
ferner den von v. Eynern verfaßten Entwurf eines Aufrufs zur Bildung des National­
vereins, o. D., DZA Potsdam, Bestand DVP, 22, Bl. 48. 

50 Dingeldey an Westarp, Simpfendörfer, Drewitz, Döbrich (CNBLP) und Bornemann (VNR), 
18. März 1931, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 31; Dingeldey an Gereke, Döbrich, Schlange-
Schöningen, Drewitz, Sachsenburg und Mollath, 7. Juli 1931, ebd. 

51 Morath an Weber, 27. November 1931; Weber an Morath, 30. November 1931; Morath an 
Weber, 2. Dezember 1931; Weber an Morath, 3. Dezember 1931, NL Westarp. Vgl. ferner 
die Ausführungen von Weber auf der Sitzung des DStP-Organisationsausschusses, 5.-6. 
Dezember 1931, BA R 45 II/58, Bl. 18. 

52 Dingeldey an Schlange-Schöningen, 14. Dezember 1931, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 34; fer­
ner Dingeldey an Westarp, 15. Dezember 1931, NL Westarp. 
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Sachsenberg von der Wirtschaftspartei53 und dann am 19. Januar mit der Füh­

rung der Landvolkpartei54. Aus diesen zuerst ganz unverbindlichen Gesprächen 

entwickelte sich ein Plan der drei WP-Vertreter, der auf die Zusammenfassung 

der zwischen dem Zentrum und der D N V P bestehenden Parteien in einem christ­

lich-nationalen Block auf berufsständischer Grundlage hinzielte und sich auf die 

vier selbständigen Berufsgruppen Landvolk, gewerblichen Mittelstand, christliche 

Arbeiterschaft und städtisches Bürgertum stützen sollte. Als erster Schritt zur 

Verwirklichung dieses Gedankens schlugen die WP-Vertreter die Bildung einer 

gemeinsamen Reichstagsfraktion unter dem Vorsitz Westarps und ein einheit­

liches Vorgehen, bei den bevorstehenden preußischen Landtagswahlen vor55. Ob­

wohl selbst skeptisch, erklärte Dingeldey sich mit dem Projekt einverstanden 

und spielte vorläufig mit dem Gedanken einer Fusion seiner Partei mit der W P , 

der CNBLP, den Volkskonservativen und denjenigen Teilen der Staatspartei, die 

sich auch ohne offizielle Billigung ihrer Parteiführung an einer Neugestaltung 

der deutschen Mitte beteiligen würden56; Die ursprüngliche Skepsis Dingeldeys 

stellte sich aber sehr rasch als vollkommen berechtigt heraus, als am 19. Januar 

Hauenschild und Gereke von der Landvolkpartei ihr Ausscheren aus den Ver­

handlungen mit der Begründung bekanntgaben, daß nur der berufsständische 

Gedanke das deutsche Landvolk vom Nationalsozialismus noch zurückhalte und 

daß daher ein Zusammengehen der CNBLP mit anderen politischen Gruppen den 

letzten Rest ihres Wählerbestandes in die Arme der Nationalsozialisten treiben 

werde57. Darüber hinaus hegte Dingeldey die Befürchtung, daß die neue Kon­

struktion bei dem nächsten Vertrauensvotum im Reichstag über die Regierung 

Brüning auseinanderfallen würde. Um diese Gefahr von vornherein auszuschlie­

ßen, forderte Dingeldey als eine unerläßliche Voraussetzung für die Beteiligung 

seiner eigenen Partei, daß die betreffenden Parteien eine völlig einheitliche Poli­

tik gegenüber allen im Reichstag schwebenden Fragen und insbesonders der Ver­

trauensfrage einschlagen müßten58 . Als die Wirtschaftspartei trotz dieser For­

derung bei einem erneuten Vertrauensvotum am 26. Februar beschloß, die Re­

gierung Brüning zu unterstützen, entfiel selbst die Grundlage, auf der Dingeldey 

den Zusammenschluß der deutschen Mittel- und gemäßigten Rechtsparteien hätte 

akzeptieren können. 

Ungeachtet des Scheiterns dieser Verhandlungen sahen sich die gemäßigten 

bürgerlichen Parteien immer noch mit der Notwendigkeit konfrontiert, eine ge-

53 Dingeldey an Mollath, Hermann und Sachsenberg, 30. Dezember 1931, BA NL Dingeldey, 
42, Bl. 35. 

54 Dingeldey an Schlange-Schöningen, Hauenschild und Gereke, 13. Januar 1932, ebd., 35a. 
55 Aktennotiz von Westarp über eine Unterredung mit Sachsenburg vom 11. Januar 1932, 

NL Westarp. Vgl. ferner dazu Bredt an Dingeldey, 4. und 8. Februar 1932, BA NL Din­
geldey, 42, Bl. 36 und 38. Zur kritischen Lage innerhalb der WP, vgl. Schumacher, Mit­
telstandsfront, S. 177-182. 

56 Dingeldey an Bredt, 8. Februar 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 37. 
57 Dingeldey an Thiel, 20. Januar 1932, ebd., 92, Bl. 53-56. 
58 Dingeldey an Schnell, 27. Februar 1932, ebd. 101, Bl. 80 f. 
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meinsame Taktik zuerst in bezug auf die bevorstehende Reichspräsidentenwahl 

und, wenn möglich, auch für die am 24. April stattfindenden Landtags- bzw. Bür­

gerschaftswahlen in Preußen, Bayern, Württemberg und Hamburg zu entwickeln. 

Das erste Problem fand Ende Januar 1932 mit der Bildung des überparteilichen 

Hindenburg-Ausschusses unter dem Vorsitz des Berliner Oberbürgermeisters 

Heinrich Sahm eine in etwa befriedigende Lösung. Angesichts der Tatsache, daß 

fast sämtliche links von der D N V P stehenden bürgerlichen Parteien, sowie ein­

flußreiche Interessenorganisationen, wie der Gesamtverband der christlichen Ge­

werkschaften, der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband und die Ver­

einigung der christlichen Bauernvereine sich zur Mitarbeit im Hindenburg-Aus-

schuß bereitgefunden hatten, hegten führende bürgerliche Politiker wie Westarp 

und Gereke die nicht ganz unberechtigte Hoffnung, daß die Zusammenarbeit 

auch im preußischen Wahlkampf fortgesetzt werden könnte59. Diese Hoffnung 

deckte sich allerdings mit dem Entschluß einflußreicher Industriekreise um Gustav 

Krupp von Bohlen und Halbach und Paul Reusch, den rechts vom Zentrum ste­

henden bürgerlichen Parteien jegliche finanzielle Unterstützung zu verweigern, 

solange sie sich nicht zur Schaffung einer bürgerlichen Einheitsfront in Preußen 

entschließen könnten60. Zusätzliche Wirkung erhielt diese Drohung dadurch, daß 

das Kuratorium für den Wiederaufbau des deutschen Wirtschaftslebens, das An­

fang 1919 von dem Berliner Elektroindustriellen Carl Friedrich von Siemens ge­

gründet worden war und seitdem den verschiedenen bürgerlichen Parteien von 

der D D P zur D N V P weitgehende finanzielle Unterstützung geleistet hatte, mit 

den Reichstagswahlen vom September 1930 seine Tätigkeit eingestellt hatte61 

und daher nicht mehr in der Lage war, die ihm nahestehenden Parteien bei den 

Länderwahlen vom April 1932 zu unterstützen62. Als Haupthindernis für die 

Bildung eines bürgerlichen Wahlblocks in Preußen erwies sich aber diesmal Din-

geldey, der trotz der recht kritischen Finanzlage seiner eigenen Partei63 die Be­

teiligung der D V P an einem solchen Wahlblock von der Einbeziehung Hugen-

bergs und der D N V P abhängig machte64. Gleichzeitig versuchte die Gruppe um 

Krupp und Reusch, Hugenberg zum Rücktritt als deutschnationaler Parteivorsit-

59 Westarp an v. Richthofen, 23. März 1932, NL Westarp. 
60 v. Wilmowsky an Reusch, 18. März 1932, und Reusch an v. Wilmowsky, 23. März 1932, 

HA/GHH NL Reusch, 400101290/39-b. Vgl. ferner Reusch an Dingeldey, 30. Januar 1932, 
ebd., 400101293/12. 

61 Vgl. dazu die Niederschrift von Witzlebens über die Aussprache des Kuratoriums vom 
28. August 1930, sowie den Brief von Witzlebens an v. Borsig, I.September 1930, NL 
C. F. von Siemens, SAA 4/Lf 646. 

62 v. Siemens an Reichert (KVP), 18. April 1932, und an Moldenhauer (DVP), 21. April 1932, 
ebd., SAA 4/Lf 514. 

63 Zur Finanzlage der DVP vgl. in erster Linie Dingeldey an Thiel, 20. Januar 1932, BA NL 
Dingeldey, 92, Bl. 53-56; ferner Dingeldey an Reusch, 26. Januar 1932, HA/GHH NL 
Reusch, 400101293/12. 

64 Vgl. dazu Westarp an Hermann (DVP), 18. März 1932, sowie die Antwort Hermanns vom 
22. März 1932 mit Anlage, NL Westarp. 
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zender zu zwingen, damit auch die Eingliederung der D N V P in eine zusammen­

fassende bürgerliche Front erfolgen könnte65. Um diesen Bestrebungen entgegen­

zuwirken, veröffentlichte Hugenberg am 30. März ein nur rein taktisch zu ver­

stehendes Angebot, Kandidaten der rechts vom Zentrum stehenden bürgerlichen 

Partei — also ausgenommen die Deutsche Staatspartei — auf der deutschnationalen 

Landesliste unter der zweifachen Bedingung aufzunehmen, daß alle Reststimmen 

der deutschnationalen Liste zufallen würden und daß alle aufgrund dieses Ab­

kommens gewählten Abgeordneten sich künftig als Hospitanten der deutschnatio­

nalen Landtagsfraktion anschließen würden86. Während Dingeldey dieses An­

gebot als völlige Kapitulation vor der D N V P zurückwies67, kündigte die Führung 

der Wirtschaftspartei, der Landvolkpartei und einer amorphen Gruppe, die sich 

die „Junge Rechte" nannte und sich im wesentlichen aus Vertretern der jung-

deutschen und volkskonservativen Bewegungen zusammensetzte, die Bildung einer 

von Westarp geführten Wahlgemeinschaft unter der Bezeichnung „Nationale 

Front deutscher Stände" für die preußische Landtagswahl an08. Aber als eine 

effektive Antwort auf die zunehmende Zersplitterung des deutschen Parteiwesens 

war dieser Vorstoß hoffnungslos inadequat, wobei die Unfähigkeit der deutschen 

bürgerlichen Parteien, sich aus den festgefahrenen politischen Bahnen der Ver­

gangenheit zu lösen, deutlicher denn je wurde. 

Der Ausgang der Länderwahlen vom 24. April 1932, die den nicht katholi­

schen bürgerlichen Parteien eine nahezu vernichtende Niederlage zufügten69, 

verlieh den Bemühungen um eine Zusammenfassung des deutschen Bürgertums 

neue Impulse. Am 30. April veröffentlichte Friedensburg, der nach den Enttäu­

schungen des letzten Frühjahrs seine Bemühungen um die Konsolidierung der 

deutschen Mitte eingestellt hatte, einen Leitartikel im „Berliner Tageblatt", in 

dem er die Staatspartei, die Volkspartei, die Wirtschaftspartei und die winzige 

Volksrechtspartei zur Gründung einer neuen Mittelpartei aufforderte, um dem 

Einbruch des Nationalsozialismus in die Reihen der deutschen Mittelschichten 

65 v. Wilmowsky an Reusch, 25. März 1932, HA/GHH NL Reusch, 400101290/39b. Vgl. fer­
ner Reusch an v. Gilsa, 9. Februar 1932, ebd., 400101293/4b, und Reusch an Springorum, 
23. März 1932, ebd., 400101290/36b. 

66 Hugenberg, Rumtopf? Nein, nationale Wiedergeburt, in: Der Tag, Nr. 77 vom 30. März 
1932. 

67 Dingeldey an Hugenberg, offener Brief vom 4. April 1932, in: Erneuerung, Nr. 14 vom 
9. April 1932. Für die Antwort der DNVP-Parteiführung vgl. Schmidt-Hannover an Din­
geldey, 4. April 1932, BA NL Dingeldey, 38, Bl. 4-6. 

68 Kölnische Zeitung, Nr. 180 vom 2. April 1932 und Nr. 201 vom 13. April 1932. Die Volks­
konservative Vereinigung (VKV) beschränkte sich auf die Unterstützung einzelner Kan­
didaten, aber schloß sich der „Nationalen Front deutscher Stände" nicht an, obwohl 
Westarp an der Spitze dieser Liste stand. Vgl. dazu VKV, Rundschreiben des Führer­
ringes, o. D. (März 1932), NL Westarp; ferner H. Dähnhardt, Die Preußen-Wahlen, in: 
Volkskonservative Stimmen, Nr. 12 vom 24. März 1932. 

69 Zum Ausgang der Länderwahlen vom 24. April 1932 vgl. Alfred Milatz, Das Ende der 
Parteien im Spiegel der Wahlen 1930 bis 1933, in: Das Ende der Parteien, hrsg. von 
Matthias und Morsey, S. 766-770. 
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Einhalt zu gebieten70. Der Vorstoß Friedensburgs fand starken Widerhall vor 

allem in Ostpreußen, wo sich Anfang April eine kleine Gruppe, die sich Nationa­

ler Reichsklub (NRK) nannte und auch das Ziel des bürgerlichen Zusammen­

schlusses verfolgte, unter überparteilicher Führung aus den verschiedenen Grup­

pen von der Staatspartei bis zu den Volkskonservativen gebildet hatte71. Während 

diese Bestrebungen zwar ein weit verbreitetes Interesse an dem Sammlungsgedan­

ken erkennen ließen, waren sie aber keineswegs so ehrgeizig angelegt wie die 

Pläne für eine Sammlung des Bürgertums, die sich aus den Reihen des Hansa-

Bundes für Gewerbe, Handel und Industrie entwickelten. Nach dem national­

sozialistischen Wahlerfolg vom September 1930 hatte die Führung des Hansa-

Bundes zuerst eine intensive Aufklärungsarbeit unter der Parole „Wirtschafts­

freiheit gegen Wirtschaftsnot" entfaltet, um die liberal-kapitalistische Wirt­

schaftsordnung vor den drohenden kollektivistischen Strömungen im deutschen 

Parteileben zu retten. Letzten Endes war aber dieser Vorstoß nicht als eine Aktion 

gegen die marxistischen Parteien auf dem linken Flügel des deutschen Partei­

spektrums gedacht, sondern wurde vielmehr von dem Ziel geleitet, die seit dem 

Ausbruch der Weltwirtschaftskrise in so alarmierendem Ausmaß zur NSDAP ge­

strömten bürgerlichen Elemente wieder zur Vernunft zu bringen72. Nachdem der 

erste Wahlgang zur Reichspräsidentenwahl doch eine zunehmende Radikalisie­

rung des deutschen Bürgertums bestätigt hatte, versuchte der Hansa-Bund durch 

die Schaffung einer „Zentralstelle für bürgerliche Politik" unter der Leitung 

seines wirtschaftspolitischen Direktors Ernst Mosich seine Aufklärungsarbeit zu 

intensivieren73. Das Hauptziel dieser Organisation, wie Mosich es in einem Brief 

an den Duisburger Oberbürgermeister Karl Jarres von der D V P skizzierte, war, 

„eine Neuformung der politischen Fronten in Deutschland unter dem Gesichts­

punkt der Wiederherstellung eines starken bürgerlichen Einflusses auf Politik 

und Gesetzgebung herbeizuführen"74. Überzeugt aber, daß eine politische Zu-

70 Friedensburg, Zusammenschluß der Mittelgruppen? in: Berliner Tageblatt, Nr. 204 vom 
30. April 1932. 

71 Gruber an Dietrich, 26. Mai 1932, BA NL Dietrich, 135, Bl. 94-96. Zum Programm des 
NRK, vgl. Friedensburg, Lebenserinnerungen, S. 205 f. Zu Kontakten zwischen Friedens­
burg und dem NRK, vgl. Ziebell an Friedensburg, 9. Mai 1932, BA NL Friedensburg, 25, 
Bl. 254 f., sowie die Niederschrift der Besprechung über den Zusammenschluß der bür­
gerlichen Parteien in Kassel, 21. Mai 1932, ebd., 33a, Bl. 51 f. 

72 Wirtschaftsfreiheit gegen Wirtschaftsnot, Kampf dem internationalen und nationalen Kom­
munismus, Ansprache und Vortrag auf der Tagung des Wirtschaftspolitischen Gesamt­
ausschusses des Hansa-Bundes, Berlin, 10. Januar 1931, Flugschriften des Hansa-Bundes, 
H. 27, Berlin o. J. (1931), S. 17-31. Zur Entstehung dieses Auftakts vgl. das Protokoll über 
die Sitzung des Präsidiums des Hansa-Bundes, 6. Dezember 1930, Westfälisches Wirt­
schaftsarchiv Dortmund, Nr. K2/424. 

73 Obwohl der genaue Zeitpunkt für die Gründung der „Zentralstelle" nicht festgestellt 
werden konnte, ist es doch sicher, daß die Organisation schon vor den Länderwahlen vom 
April 1932 bestand. Vgl. dazu Fischer und Mosich an v. Schleicher, 25. April 1932, Mili­
tärarchiv Freiburg, NL Schleicher, Bestand N 42/21, Bl. 80. 

74 Mosich an Jarres, 27. Mai 1932, BA NL Jarres, 44. 
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sammenfassung des deutschen Bürgertums durch eine Fusion bestehender Partei­

organisationen nie erfolgen könnte und daß die Mitarbeit der bisherigen Partei­

führer nur eine Belastung für die ganze Sammlungsaktion darstellen würde, legte 

sich die „Zentralstelle" auf eine langfristige Strategie fest, die in erster Linie 

auf eine breite Unterstützung unter Universitätsprofessoren, Journalisten und 

anderen Angehörigen der geistigen Elite Deutschlands hinzielte. Erst nachdem 

die organisatorischen und geistigen Voraussetzungen für eine breitere Zusam­

menfassung des deutschen Bürgertums geschaffen worden waren, glaubten die 

Gründer der „Zentralstelle" in der Lage zu sein, an die Führer der deutschen 

Mittel- und gemäßigten Rechtsparteien im Interesse der bürgerlichen Einigung 

heranzutreten75 . 

Zwar hatte der Ausgang der Länderwahlen vom 24. April 1932 auch die Nei­

gung der bestehenden bürgerlichen Parteien einschließlich der D V P zu einer Neu­

gestaltung und Zusammenfassung der Mitte erheblich verstärkt76, aber die dar­

auffolgenden Verhandlungen zwischen Dingeldey, Westarp und den anderen Par­

teiführern führten infolge des immer noch ungeklärten Schicksals der Regierung 

Brüning und der überaus gespannten Lage innerhalb der Volkspartei zu keinerlei 

Ergebnissen77. Mit dem Rücktritt des Kabinetts Brüning am 31. Mai und der 

nachfolgenden Auflösung des Reichstags durch den neuen Kanzler Franz von 

Papen wurde aber eine völlig neue Situation geschaffen, die die Anhänger des 

Sammlungsgedankens zum sofortigen Handeln zwang. Auf einer gemeinsamen 

Sitzung des Geschäftsführenden Vorstandes und der Reichstagsfraktion der Deut­

schen Staatspartei am 2. Juni entschloß sich die DStP-Parteiführung in Abwesen­

heit des Parteivorsitzenden Hermann Dietrich, die Initiative sofort zu ergreifen, 

wobei sie dem Fraktionsvorsitzenden Weber die Vollmacht zur Fühlungnahme mit 

den Führern der anderen Mittelparteien einschließlich des Zentrums erteilte78. 

Unmittelbar darauf fuhren Weber und sein zur Unterstützung ernannter Frak­

tionskollege Wolfgang Jänicke zum Reichstag, wo sie den CSVD-Reichstags-

abgeordneten Otto Rippel zufällig trafen. Am nächsten Tag erhielt Jänicke einen 

Anruf von Gottfried Treviranus von der völlig zusammengebrochenen Konser­

vativen Volkspartei, der ihn, Weber und einen dritten DStP-Vertreter, den preu­

ßischen Handelsminister Walter Schreiber, zu einer Besprechung über die Mög­

lichkeiten eines gemeinsamen Vorgehens der gemäßigten bürgerlichen Parteien 

bei den bevorstehenden Reichstagswahlen einlud. Angesichts der weitgehenden 

75 Richtlinien für die „Zentralstelle für bürgerliche Politik", o. D. (Mai 1932), ebd. 
76 Vgl. dazu Dingeldey an Löffler, 29. April 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 45, und an 

Thiel, 29. April 1932, ebd., 92, Bl. 85, sowie den Führerrundbrief Dingeldeys vom 25. 
April 1932, BA R 45 II/76. 

77 Vgl. dazu Westarp an Keudell, 28. Mai 1932, und an Rademacher, 7. Juni 1932, NL 
Westarp; ferner Dingeldey an Schnell, 23. Mai 1932, BA NL Dingeldey, 101, Bl. 95-97. 
Zur Haltung der volkskonservativen Führung gegenüber diesen Bestrebungen vgl. Volks­
konservative Führerbriefe. Nr. 24 vom 10. Mai 1932, NL Westarp. 

78 Protokoll der gemeinsamen Sitzung des Geschäftsführenden Vorstandes und der Reichs­
tagsfraktion der DStP, 2. Juni 1932, BA R 45 HI/52, Bl. 72-82. 
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Übereinstimmung, die sich im Verlauf dieser Besprechung entwickelte, wurden 

die drei DStP-Vertreter zu einer weiteren Besprechung am folgenden Nachmittag 

bei Dingeldey eingeladen, an der auch Morath und Engelbert Regh von der DVP, 

Hans-Erdmann von Lindeiner-Wildau von der KVP und Drewitz, Mollath und 

Sachsenberg von der Wirtschaftspartei teilnahmen. Völlig darüber einig, daß die 

Auflösung aller bestehenden Parteisplitter und der Rücktritt der bisherigen Par­

teiführer nicht mehr zu vermeiden sein würden, faßten die zwölf Teilnehmer 

den vorläufigen Beschluß, die Gründung einer neuen Mittelpartei nicht selbst zu 

übernehmen, sondern sie einer Anzahl von bisher unbelasteten Persönlichkeiten 

anzuvertrauen, damit sie aus den breitesten bürgerlichen Kreisen Zulauf haben 

würde. Diesem Entschluß zufolge wurde eine vierköpfige Kommission, bestehend 

aus Lindeiner-Wildau, Sachsenberg, Regh und Jänicke, eingesetzt, um mit den 

für ein solches Unternehmen geeigneten Persönlichkeiten in Verbindung zu tre­

ten79. Obwohl die programmatischen Ziele der Aktion bei dieser Besprechung 

keineswegs eingehend erörtert wurden, waren alle Teilnehmer einschließlich der 

DVP-Vertreter anscheinend bereit, das in der Weimarer Verfassung verankerte 

parlamentarische Prinzip als unbestrittene Grundlage der neuen Parteigründung 

anzuerkennen. Außerdem verlangten die drei DStP-Vertreter als Vorbedingung 

ihrer Teilnahme an dem Projekt, ohne daß sie auf irgendwelchen Widerstand 

stießen, eine klare und eindeutige Stellungnahme gegen den Nationalsozialismus80. 

Trotz aller Skepsis hatten die ersten Fühlungnahmen im Juni 1932 zumindest 

ein weitgehendes Interesse an der Schaffung einer zusammenfassenden bürger­

lichen Mittelpartei bestätigt, so daß eine Fortsetzung der bisherigen Bemühungen 

in dieser Richtung durchaus gerechtfertigt erschien. Hinter den Kulissen bildete 

die von Mosich geleitete „Zentralstelle für bürgerliche Politik" eine treibende 

Kraft, die nicht nur bei bekannten Parteipolitikern wie Jarres und Kalle um Un­

terstützung warb81, sondern auch weitgehende Finanzhilfe in Aussicht stellte, 

sollte es den Gründern der neuen Partei gelingen, namhafte außerhalb der Par­

teien stehende Persönlichkeiten wie den berühmten Zeppelin-Luftschiffspionier 

Hugo Eckener und den früheren deutschen Botschafter in Tokio Wilhelm Solf 

zur Übernahme der Führungsspitze zu gewinnen82. Innerhalb der Volkspartei 

fanden die Bemühungen Mosichs Verständnis vor allem bei dem I .G.Farben-

Vertreter Kalle, der bereits im Mai einen umfassenden Plan für die Sammlung 

der deutschen Mitte ausgearbeitet hatte83, gleichermaßen auch bei den Führern 

79Memorandum von Jänicke über die Verhandlungen über die Gründung einer neuen Mit­
telpartei, 30. Mai bis 9. Juni 1932, BA NL Jänicke, 59. 
80Ausführungen Webers in der gemeinsamen Sitzung des Geschäftsführenden Vorstandes 
und der Reichstagsfraktion der DStP, 6. Juni 1932, BA R 45 HI/52, Bl. 91. Vgl. ferner 
Weber an v. Kardorff, 6. Juni 1932, BA NL Kardorff, 14, Bl. 59 f. 
81Mosich an Jarres, 2. Juni 1932, BA NL Jarres, 44; Kalle an Jarres, 5. Juni 1932, ebd. 
82Memorandum von Jänicke, 30. Mai bis 9. Juni 1932, BA NL Jänicke, 59. 
83Kalle, Sammlung der bürgerlichen Mitte, 20. Mai 1932, als Anlage zum Brief Kalles an 
Dingeldey, 21. Mai 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 77-82. 
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des DVP-Angestelltenflügels Thiel und Glatzel84. Dagegen stieß die Forderung, 

daß die alten Parteiführer zugunsten neuer, politisch „unbelasteter" Persönlich­

keiten wie Eckener und Solf zurücktreten sollten, bei Dingeldey und der D V P -

Führung auf schärfste Kritik85, während die starke Beteiligung der Staatspartei 

an den ersten Verhandlungsrunden eine weitere Quelle des Unbehagens bei den 

DVP-Führern darstellte86. Auf einer Sitzung des DVP-Parteivorstandes am 

5. Juni versuchte daher die Parteileitung, die ganze Sammlungsaktion von ihrer 

ursprünglichen Zielsetzung abzulenken, indem sie als Hauptbedingungen für die 

weitere Mitarbeit der D V P die Einbeziehung von Hugenberg und der D N V P in 

die geplante Aktion, die Herausbildung einer unzweideutigen Frontstellung gegen 

die Sozialdemokratie und eine positive Stellungnahme zu der neugebildeten Re­

gierung Papen forderte87. 

Wie diese Bedingungen deutlich erkennen ließen, suchte Dingeldey nicht nur 

die Staatspartei von einer etwaigen Umgruppierung in der Mitte auszuschalten, 

sondern auch die Sammlungsaktion selbst als Auftakt zu einem eventuellen Zu­

sammenschluß der bürgerlichen Mitte mit der D N V P zu benützen. Die Verwirk­

lichung dieser Strategie hing aber weitgehend von dem Erfolg der seit Anfang 

des Jahres laufenden Bestrebungen ab, Hugenberg aus dem deutschnationalen 

Parteivorsitz zu drängen. Nach den Länderwahlen vom 24. April 1932 war Hu­

genberg von dem schlechten Abschneiden seiner Partei und von dem angeblichen 

Treuebruch seiner Verbündeten in der sogenannten „nationalen Opposition" der­

art enttäuscht, daß er für einige Zeit mit dem Gedanken spielte, nicht nur den 

Parteivorsitz, sondern auch sein Reichstagsmandat niederzulegen88. Nach der Auf­

lösung des Reichstags Anfang Juni versuchte die anti-Hugenbergsche Gruppe in 

der deutschen Schwerindustrie erneut, den deutschnationalen Parteivorsitzenden 

zum Rücktritt zu zwingen, damit die D N V P dann als Sammelbecken der durch 

• den Zusammenbruch der deutschen Mitte heimatlos gewordenen bürgerlichen 

Wähler dienen konnte. Das Hauptziel dieser Aktion war aber nicht die Grün­

dung einer neuen Mittelpartei, die möglicherweise zu einer gewissen Stabilisie­

rung der deutschen parlamentarischen Verhältnisse geführt hätte, sondern viel-

84 Glatzel, Rundbrief vom 20. Mai 1932, BA NL Dingeldey, 53, Bl. 92-96. 
85 Dingeldey an Wildhagen, 20. Juni 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 117-123. 
86 Zur Haltung der DVP vgl. Moldenhauer an v. Kardorff, 1. und 6. Juni 1932, BA NL 

Kardorff, 11, Bl. 166 f. Im Mai 1932 verfaßte Wilhelm Fecht von der DVP-Reichsge-
schäftsstelle einen umfassenden Plan zur Neugestaltung der Mitte, der durch die syste­
matische Ausschaltung der Staatspartei die Stelle der Volkspartei als Kern einer etwaigen 
Umgruppierung in der Mitte abzusichern suchte. Vgl. die Anlage zum Brief Fechts an 
Dingeldey, 9. Mai 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 51-70. Die Haltung der DVP-Partei-
führung bei den Sammlungsverhandlungen im Sommer 1932 deckte sich im wesentlichen 
mit den Hauptpunkten dieser Denkschrift. 

87 DVP, Vertrauliches Rundschreiben Nr. 8 vom 8. Juni 1932, DZA Potsdam, Bestand DVP, 
225, Bl. 70. 

88 Hugenberg an Wegener, 2. Mai 1932, BA NL Leo Wegener, 66, Bl. 191. Zu den mög­
lichen Gründen für Hugenbergs Überlegungen vgl. Wegener an Hugenberg, 25. April 
1932, ebd., Bl. 94-96, und Schmidt-Hannover an Wegener, 2. Mai 1932, ebd., 31, Bl. 46 f. 
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mehr die Schaffung einer vereinigten deutschen Rechte mit starkem antiparla­

mentarischen und antigewerkschaftlichen Einschlag89. Hugenberg zeigte zwar 

wenig Interesse an diesem Plan, erklärte sich aber trotzdem zum Rücktritt bereit, 

wenn wenigstens sechs prominente Mitglieder seiner Partei ihm diesen Wunsch 

persönlich vortragen würden90. In diesem Zusammenhang versuchte Tilo Freiherr 

von Wilmowsky im Auftrag der Krupp-Reusch-Gruppe, eine anti-Hugenberg-

sche Front innerhalb der D N V P zu organisieren, die sich auf drei angesehene 

deutschnationale Oberbürgermeister: Carl Goerdeler von Leipzig, Richard Rive 

von Halle und Robert Lehr von Düsseldorf stützen sollte91. Dieser Vorstoß schei­

terte jedoch gleich zu Beginn an der Weigerung Goerdelers, sich an der Grün­

dung einer neuen Mittelpartei oder an einer sonstigen anti-Hugenbergschen 

Aktion zu beteiligen92, so daß schließlich Krupp und Reusch keine Alternative 

blieb, als ihre Hoffnung auf einen Führungswechsel in der D N V P zeitweilig zu­

rückzustellen. Gleichzeitig hielten sie sich von den Bestrebungen zur Neugestal­

tung und Zusammenfassung der deutschen Mitte völlig fern93. 

In der Zwischenzeit waren die schon in Gang gesetzten Verhandlungen über die 

Bildung einer neuen Mittelpartei auch auf erhebliche Schwierigkeiten gestoßen. 

Am 6. Juni traf die vierköpfige Kommission von Lindeiner-Wildau, Sachsenberg, 

Regh und Jänicke zum erstenmal zusammen, um die Liste der „unbelasteten" für 

die Führung der neuen Partei geeigneten Persönlichkeiten zusammenzustellen, an 

deren Spitze die Namen von Eckener, Solf und dem Hamburger Oberbürger­

meister und DStP-Parteimitglied Carl Petersen standen94. Aber auf einer ge­

meinsamen Sitzung des geschäftsführenden Vorstandes und der Reichstagsfrak­

tion der Staatspartei am selben Tage erklärten Weber und Petersen, daß sie an 

der Gründung einer neuen Mittelpartei nur mitarbeiten würden, wenn man be­

stimmte Forderungen bezüglich der Aufrechterhaltung des parlamentarischen 

Systems und der Ablehnung des Radikalismus von rechts und links erfülle95. Am 

folgenden Tage trafen Weber, Schreiber und Jänicke von der DStP noch einmal 

89 v. Wilmowsky an Reusch, 10. Juni 1932, HA/GHH NL Reusch, 400101290/39b. Vgl. fer­
ner Um die Sammlung, in: Schwäbischer Merkur, Nr. 139 vom 17. Juni 1932. 

90 Reusch an v. Wilmowsky, 8. Juni 1932, HA/GHH NL Reusch, 400101290/391). Vgl. ferner 
Lehr an Reusch, 7. Juni 1932, ebd., 400101293/12. 

91 v. Wilmowsky an Reusch, 10. und 11. Juni 1932, HA/GHH NL Reusch, 400101290/39b; 
ferner Reusch an Lehr, 8. und 17. Juni 1932, ebd., 400101293/12. 

92 Goerdeler an Hugenberg, 10. Juni 1932, RA NL Hugenberg, 36, Bl. 270. Vgl. ferner Din-
geldey an Wildhagen, 20. Juni 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 117-123. 

93 Vgl. dazu v. Wilmowsky an Reusch, 17. Juni 1932, sowie Reusch an v. Wilmowsky, 19. Juni 
1932, HA/GHH NL Reusch, 400101290/39b. 

94 Memorandum von Jänicke, 30. Mai bis 9. Juni 1932, BA NL Jänicke, 59. 
95 Protokoll der gemeinsamen Sitzung des Geschäftsführenden Vorstandes und der Reichs­

tagsfraktion der DStP, 6. Juni 1932, BA R 45 III/52, Bl. 87-89. Keineswegs fand die Be­
teiligung der DStP an den Verhandlungen über die Bildung einer neuen Mittelpartei die 
uneingeschränkte Unterstützung der DStP-Parteileitung. Vgl. dazu die Ausführungen von 
Colosser, Lemmer, Stolper, Landahl, Heuss und Vogt, ebd., Bl. 88-92. Zum Verlauf dieser 
Sitzung vgl. ferner Heuss an Hopf, 8. Juni 1932, BA NL Heuss, 57. 
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mit den Vertretern der anderen bürgerlichen Parteien zusammen06, um die Liste 

der für die Führung der neuen Partei in Frage kommenden Persönlichkeiten ab­

zuschließen und die endgültige Fassung eines von Oskar Meyer ausgearbeiteten 

Aufrufs zur Gründung einer „staatbürgerlichen Nationalpartei" fertigzustellen97. 

Bei dieser Besprechung herrschte nach wie vor völlige Übereinstimmung über 

Ziele und Form der geplanten Aktion, so daß die offizielle Gründung der neuen 

Partei für den 11. Juni anberaumt werden konnte. Um die letzten Vorbereitun­

gen zu treffen, wurde für den 9. Juni eine weitere Vorbesprechung angesetzt, an 

der außer Solf, der den Vorsitz führte, und der vierköpfigen Kommission von 

Lindeiner-Wildau, Sachsenberg, Regh und Jänicke auch Dingeldey, Morath und 

Retzmann von der DVP, Treviranus von der volkskonservativen Bewegung, We­

ber und Petersen von der Staatspartei, Schlange-Schöningen und Passarge vom 

linken Flügel der Landvolkpartei und Edgar Stern-Rubarth als unabhängiger 

Beobachter mit Beziehungen zum linken Flügel der D V P teilnahmen98. Im Ge­

gensatz zu dem ruhigen Ablauf der bisherigen Verhandlungen tauchten aber bei 

dieser Besprechung erhebliche und schließlich unüberwindliche Meinungsver­

schiedenheiten auf, als Dingeldey, der nun allerdings von der Entwicklung auf dem 

rechten Flügel seiner eigenen Partei schwer betroffen wurde99, das Mitwirken der 

D V P an der Gründung einer neuen Mittelpartei von zwei Bedingungen abhängig 

machte, deren Annahme die Beteiligung der DStP völlig unmöglich gemacht 

hätte. Erstens weigerte sich Dingeldey, an der Gründung einer neuen Partei mit­

zuarbeiten, solange kein Versuch unternommen würde, Hugenberg und die D N V P 

miteinzubeziehen. Zweitens lehnte der DVP-Parteivorsitzende kategorisch ab, sich 

an irgendeiner Aktion zu beteiligen, die „eine einseitige Kampfstellung gegen 

den Nationalsozialismus" einnehme100. Diese Forderungen standen allerdings im 

scharfen Gegensatz zu den Zielen der Staatspartei, deren drei Vertreter zu einem 

Zusammenschluß mit den anderen bürgerlichen Parteien nur bereit waren, wenn 

der darauffolgende Wahlkampf im entschlossenen Kampf gegen die National­

sozialisten geführt werde. Als dieses Argument bei den übrigen Parteivertretern 

keinerlei Unterstützung fand, wurde den drei DStP-Vertretern zunehmend klar, 

daß die Voraussetzungen für eine Verständigung mit den anderen bürgerlichen 

96 An dieser Besprechung nahmen auch Moldenhauer und Morath von der DVP, Mollath 
und Sachsenberg von der WP, Lindeiner-Wildau von den Volkskonservativen und Passarge 
teil. Vgl. das Memorandum von Jänicke, 30. Mai bis 9. Juni 1932, BA NL Jänicke, 59. 

97 Vgl. dazu den Textentwurf eines Aufrufs zur Gründung einer „Staatsbürgerlichen Natio­
nalpartei", o. D., BA NL Jänicke, 59. 

98 Anwesenheitsliste für die Besprechung vom 9. Juni 1932 als Anlage zum Memorandum 
von Jänicke, 30. Mai bis 9. Juni 1932, BA NL Jänicke, 59. 

99 Als Protest gegen die Beteiligung der DVP an diesen Verhandlungen trat der DVP-Reichs-
tagsabgeordnete Carl Schmid aus der Partei aus. Vgl. dazu Schmid an Dingeldey, 8. Juni 
1932, BA NL Dingeldey, 86, Bl. 8; ferner Schmid an Jarres, 6. Juni 1932, BA NL Jarres, 
44. Vgl. ferner Deutsche Allgemeine Zeitung, Nr. 265-66 vom 10. Juni 1932. 

1oo DVP, Vertrauliches Rundschreiben Nr. 9 vom 10. Juni 1932, DZA Potsdam, Bestand DVP, 
225, Bl. 69. 
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Parteien nicht mehr vorhanden waren, worauf sie ihren Austritt aus den Ver­

handlungen über die Bildung einer neuen Mittelpartei erklärten101. 

Mit der Erklärung der drei DStP-Vertreter wurde die Sitzung vom 9. Juni 

sofort abgebrochen, obwohl die anderen Parteivertreter sich zu einer Fortsetzung 

der Verhandlungen bereiterklärten. Am Tage darauf traf Mosich mit Dingeldey 

erneut zusammen, um dem DVP-Parteivorsitzenden seine weitere Unterstützung 

in der Sache der bürgerlichen Sammlung zuzusichern und womöglich ihn von 

der Gründung einer neuen Mittelpartei ohne maßgebliche Beteiligung der Staats­

partei abzubringen. Mit der Feststellung, daß die Bereitschaft der deutschen 

Wirtschaft, ein solches Unternehmen zu unterstützen, im wesentlichen von der 

„Gewißheit für den wirklichen Willen zu breitester Frontbildung" abhänge, 

schlug Mosich die Bildung eines Arbeitsausschusses unter der Parole „Revolte der 

Bürger gegen die bisherigen bürgerlichen Parteien" vor, der sich aus Vertretern 

der verschiedenen bürgerlichen Parteien von der DStP bis zur D N V P zusammen­

setzen sollte102. Dingeldey, der allerdings für eine Wiederaufnahme der Verhand­

lungen mit der Staatspartei sehr wenig übrig hatte, lehnte die Hauptstoßrichtung 

der Ausführungen Mosichs entschieden ab und setzte entgegen seinem Rat seine 

eigenen Bemühungen um eine neue Mittelpartei unter Ausschluß der Staatspartei 

fort. Am gleichen Abend traf Dingeldey daher mit den Vertretern der anderen 

bürgerlichen Parteien nochmals zusammen, wobei trotz des Ausscheidens der 

Staatspartei beschlossen wurde, Einladungen zu einer Zusammenkunft in der "Deutschen Gesellschaft 1914" in Berlin am 14. Juni an mehr als 300 Ehren­

gäste aus allen Bereichen des öffentlichen Lebens zu verschicken103. Laut der von 

Eckener, Solf, Geheimrat Georg Wildhagen aus Leipzig und Harry Plate von der 

Deutschen Handwerks- und Gewerbekammer unterzeichneten Einladung bestand 

das Ziel der Zusammenkunft darin, die zwischen dem Zentrum und der NSDAP 

stehenden Parteien öffentlich aufzufordern, 

„bei den kommenden Reichstagswahlen unter Zurückstellung aller partei­

mäßigen und personellen Sonderinteressen geschlossen vorzugehen, um für die 

Zukunft sicherzustellen, daß das deutsche Bürgertum auf die politische Ent­

wicklung Deutschlands gegenüber den radikalen Strömungen von links und 

rechts den Einfluß erkämpft, der notwendig ist, um Volk und Reich wirtschaft­

lich und kulturell vor schweren Erschütterungen zu bewahren"104 . 

101 Vgl. dazu Weber an Wildermuth, 11. Juni 1932, BA NL Dietrich, 223, Bl. 41-43, und die 
Ausführungen Webers in der Sitzung des DStP-Gesamtvorstandes, 12. Juni 1932, BA R 
45/50, Bl. 76; ferner Jänicke an Friedensburg, 13. Juni 1932, BA NL Friedensburg, 25, 
Bl. 317 f., und Petersen an v. Kardorff, 14. Juni 1932, BA NL Kardorff, 12, Bl. 40, sowie 
das Tagebuch Passarges, Eintragung vom 13. Juni 1932, BA NL Passarge, 6, Bl. 208. Zur 
kritischen Haltung Dietrichs gegenüber den Sammlungsbestrebungen vgl. seinen beson­
ders offenen Brief an Fischer, 16. Juni 1932, BA NL Dietrich, 223, Bl. 77-78. 

102 Mosich an Dingeldey, 10. Juni 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 98-100. 
103 Sachsenberg an v. Schleicher, 13. Juni 1932, MA Freiburg, NL Schleicher, N 42/22, Bl. 4. 
104 Einladung von Eckener, Solf, Wildhagen und Plate, o. D. (10. Juni 1932), BA NL Solf, 

90, Bl. 2. 
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Nach dem Ausscheiden der Staatspartei am 9. Juni aus den Bestrebungen zur 

Bildung einer neuen Mittelpartei gelang es Dingeldey und der Führung der 

DVP, wie der Lauf der Dinge in Berlin deutlich zeigte, die mit der Gründung 

einer neuen Partei verknüpften technischen und organisatorischen Vorbereitungen 

weitgehend an sich zu reißen, so daß man mehr und mehr von einer Sonderaktion 

der D V P sprach. Diese Entwicklung hatte eine nachteilige Rückwirkung nicht nur 

auf die Lage in Berlin, sondern auch auf parallellaufende Bestrebungen in ande­

ren Teilen des Reiches. In Ostpreußen hatte zum Beispiel der vor einiger Zeit ge­

gründete Nationale Reichsklub eine Reichskonferenz in Berlin für den 18. Juli 

in der Hoffnung angesetzt, auf diese Weise die Bildung einer bürgerlichen Ein­

heitsfront für die kommenden Reichstagswahlen in die Wege zu leiten105. Dieser 

Gedanke fand weitgehende Unterstützung in Kassel, wo Friedensburg und die 

Führer der gemäßigten bürgerlichen Parteien Verhandlungen über die Bildung 

einer entsprechenden Wahlfront im Wahlkreis Hessen-Nassau schon aufgenom­

men hatten106. Als aber immer deutlicher wurde, daß durch die Ausschaltung der 

Staatspartei die Verhandlungen in Berlin weitgehend unter den Einfluß Dingel-

deys geraten waren, waren Friedensburg und sein engster Mitarbeiter in Königs­

berg, der auf dem linken Flügel der D V P stehende Otto Ziebell, von den Vor­

gängen in Berlin derart enttäuscht, daß Ziebell nicht nur seine Teilnahme an 

der für den 14. Juni geplanten Zusammenkunft in der „Deutschen Gesellschaft" 

absagten, sondern auch die für den 18. Juni angesetzte Veranstaltung des Natio­

nalen Reichsklubs ausfallen ließ107. Mittlerweile hatten die Bestrebungen zur 

Bildung einer bürgerlichen Einheitsliste in Hessen-Kassel einen ähnlichen Ver­

lauf genommen108. Während diese Vorfälle deutlich erkennen ließen, wie das 

taktische Verhalten Dingeldeys bei den Verhandlungen in Berlin das boden­

ständige Interesse an einer Zusammenfassung des gemäßigten deutschen Bürger­

tums weitgehend lahmlegte, erlitten Dingeldey und seine Anhänger während 

der nächsten paar Tage eine Reihe von weiteren Rückschlägen, die den Erfolg 

der für den 14. Juni geplanten Zusammenkunft in der „Deutschen Gesellschaft" 

äußerst zweifelhaft erscheinen ließen. Am 13. Juni telegrafierte Eckener, der 

Solf und dessen Mitarbeiter seinen zugkräftigen Namen zur Verfügung gestellt 

hatte, angesichts der „vollkommenen Aussichtslosigkeit der geplanten Aktion" 

seine Teilnahme ab109. Am selben Tage erhielt Dingeldey von Mosich die gleich-

105 Ziebell an Friedensburg, 4. Juni 1932, „Privatarchiv" Friedensburg (vgl. Anm. 27). 
106 Besprechung bei Herrn Regierungspräsidenten Dr. Friedensburg, 5. Juni 1932, BA NL 

Friedensburg, 33a, Bl. 72; Bericht über den Fortgang der Verhandlungen betr. Zusam­
menschluß der Mitte, 7. Juni 1932, ebd., Bl. 75; Bericht über die Sammlungsverhandlun­
gen am 8. Juni 1932 bei Herrn Dr. Friedensburg, ebd., Bl. 73. 

107 Ziebell an Aschoff, 16. Juni 1932, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 234. Vgl. ferner Ziebell 
an Friedensburg, 8. und 16. Juni 1932, ebd., Bl. 248 u. 233. 

108 Knost an Ziebell, 20. Juni 1932, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 230. Vgl. ferner den Be­
richt über die Bestrebungen zur Bildung eines Kampfbundes der Mitte für die bevor­
stehenden Reichstagswahlen, 20. Juni 1932, ebd., 33a, Bl. 91. 

109 Eckener an Solf, Telegramm vom 13. Juni 1932, BA NL Solf, 90, Bl. 16. 
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artige Nachricht, daß er sich trotz seines Festhaltens an Prinzip und Ziel der 

bürgerlichen Einigung der beabsichtigten neuen Mittelpartei nicht anschließen 

werde110, womit auch die von Hansa-Bund, I .G .Farben und anderen Wirtschafts­

interessen in Aussicht gestellte Finanzhilfe ausfiel111. Damit waren die Bestre­

bungen zur Bildung einer zusammenfassenden bürgerlichen Mittelpartei bereits 

zum Scheitern verurteilt, bevor die Zusammenkunft am 14. Juni überhaupt statt­

gefunden hatte, so daß der einzige konkrete Erfolg der Veranstaltung in der 

„Deutschen Gesellschaft" die Bildung eines sechsköpfigen Aktionsausschusses un­

ter Beteiligung von Solf und Eckener blieb, der lediglich mit der Aufgabe be­

traut war, an die Führer der bestehenden bürgerlichen Parteien einschließlich der 

D N V P mit der Einladung zur Aufnahme der Verhandlungen über die Bildung 

einer neuen Partei offiziell heranzutreten112. 

Fü r Solf selbst war das Ergebnis der Zusammenkunft vom 14. Juni so ent­

täuschend, daß er am Tage darauf die Gründung einer neuen Mittelpartei für 

„objektiv aussichtslos" erklärte und sich aus dem am vorigen Abend gebildeten 

Aktionsausschuß zurückzog113. Gleichzeitig äußerten sich die Volkskonservativen 

sehr verärgert darüber, daß Dingeldey nichts anderes als „eine Auflackierung der 

D V P " angestrebt habe, worauf sie von den seit zwei Wochen laufenden Samm­

lungsverhandlungen endgültig abrückten114. Dieser Entschluß deckte sich ferner 

mit der Hal tung der Wirtschaftspartei, die ebenso eine einseitige Verbindung 

mit der D V P ablehnte115 und sich um eine Wiederaufnahme der Verhandlungen 

mit Vertretern der Staatspartei bemühte. Infolgedessen traf der WP-Parteivor-

sitzende Drewitz auf eigene Initiative am 16. Juni mit Solf, Sachsenberg, einer 

inoffiziellen Abordnung der DStP und drei Vertretern des früheren linken Partei­

flügels der D V P — Hans von Eynern, Carl Cremer und Siegfried von Kardorff -

zusammen, um festzustellen, ob es vielleicht doch möglich wäre, eine Listen­

verbindung auf Wahlkreisebene zwischen der DStP, der W P und den links von 

Dingeldey stehenden Kreisen innerhalb der D V P zustande zu bringen. Einer sol­

chen Vereinbarung war die Führung der Staatspartei allerdings nicht abgeneigt, 

110 Mosich an Dingeldey, 13. Juni 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 105 f. 
111Dingeldey an Wildhagen, 20. Juni 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 117-123. 
112 Berliner Tageblatt, Nr. 281 vom 15. Juni 1932. Vgl. ferner Eberhard von Vietzsch, Wil­

helm Solf, Botschafter zwischen den Zeiten, Tübingen 1961, S. 308. 
113 Solf an Dingeldey, Telegramm vom 15. Juni 1932, BA NL Solf, 90, Bl. 21. 
114 v. Lindeiner-Wildau an Kohlhaas, 17. Juni 1932, Privatarchiv Kohlhaas. Vgl. ferner 

Schlange-Schöningen an Westarp, 5. Juli 1932, NL Westarp. Am 5. Juni beschloß die 
Reichsführung der Volkskonservativen Vereinigung entgegen dem starken Widerstand von 
Lindeiner-Wildau und den Vertretern der Bewegung aus Württemberg, Bayern und Ham­
burg, an den bevorstehenden Reichstagswahlen nicht teilzunehmen, wobei sie auch von 
den Bestrebungen zur Gründung einer neuen Mittelpartei entscheidend abrückte. Vgl. dazu 
den Bericht von Kohlhaas über die volkskonservative Tagung in Berlin am 5. Juni 1932 
als Anlage zum Rundschreiben der VKV, Geschäftsstelle Württemberg, 8. Juni 1932, 
Privatarchiv Kohlhaas. 

115 Dingeldey an Wildhagen, 20. Juni 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 117-123. 
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sie wollte aber zunächst den Ausgang der am Wochenende stattfindenden Sitzun­

gen des DVP-Reichsausschusses und Zentralvorstandes abwarten, wobei sie dar­

auf rechnete, daß Dingeldey die D V P auf einen starken Rechtskurs festlegen 

und dadurch weitere Absplitterungen auf dem linken Parteiflügel auslösen wür­

de116. Diese Prognose stellte sich bald als völlig richtig heraus, denn Dingeldey, 

der inzwischen von dem Gedanken einer neuen Mittelpartei weitgehend abge­

rückt war117, trat unmittelbar darauf in streng vertrauliche Verhandlungen mit 

Hugenberg über die Möglichkeit einer rein technischen Listenverbindung zwi­

schen der D V P und D N V P ein118. Als ein entsprechendes Abkommen schließlich 

am 2. Juli zustande kam, löste es erwartungsgemäß auf dem linken Flügel der 

D V P einen starken Proteststurm aus, der in dem Parteiaustritt einer Reihe von 

bekannten DVP-Parlamentar iern, darunter Cremer, Thiel und Glatzel, seinen 

Höhepunkt erreichte119. 

Obwohl diese Entwicklung das Scheitern der bisherigen Sammlungsbestrebun­

gen keineswegs ändern konnte, wirkte sie doch bei der Schaffung einer perma­

nenten Organisation, die die Bemühungen um eine neue Mittelpartei mehr oder 

weniger konsequent fortsetzen sollte, direkt mit. Bereits am 13. Juni hatte man 

auf einer von Kunz, von Eynern und dem Direktor der Deutschen Bau- und 

Bodenbank Eberhard Wildermuth angeregten Zusammenkunft in Berlin ver­

sucht, die Bildung einer solchen Organisation in die Wege zu leiten120. Nachdem 

im Laufe des folgenden Tages schließlich klar wurde, daß ein Zusammenschluß 

der bestehenden bürgerlichen Parteien nicht mehr zu erreichen war, bildete sich 

diese Gruppe zum „Zwölfer-Ausschuß zur Bildung einer politischen Mit te" um, 

dessen Führung weitgehend in den Händen von Wildermuth lag121. Gleichzeitig 

116 Zu diesen Verhandlungen vgl. Schreiber an Dietrich, 17. Juni 1932, BA NL Dietrich, 224, 
Bl. 9-12; ferner die Ausführungen Schreibers in der Sitzung des DStP-Geschäftsführenden 
Vorstandes, 16. Juni 1932, Ba R 45 III/52, Bl. 102 f., sowie den Brief von Heuss an 
Hopf, 17. Juni 1932, BA NL Heuss, 57. 

117 Rede Dingeldeys in der Sitzung des DVP-Zentralvorstandes, 19. Juni 1932, BA NL Dingel­
dey, 7, Bl. 177-184. 

118 DVP-Reichsgeschäftsstelle, Vertrauliches Rundschreiben vom 25. Juni 1932, BA N L Jarres, 
43. Die erste Vorbesprechung zwischen Dingeldey, Moldenhauer, Stauß und Hugenberg 
hatte bereits am 11. Juni 1932 stattgefunden. Vgl. dazu BA NL Hugenberg, 38, Bl. 302. 

119 Cremer an Hermann, 2. Juli 1932, BA NL Dingeldey, 101, Bl. 102; Thiel an Dingeldey, 
4. Juli 1932, ebd., 92, Bl. 103 f.; Glatzel an Dingeldey, 6. Juli 1932, ebd., 53, Bl. 199-201. 
Vgl. ferner Thiel, Trennung von der Deutschen Volkspartei, o. D., ebd., 92, Bl. 105-107. 

120 Eine Einladung zu dieser Zusammenkunft befindet sich im BA NL Jänicke, 59. Der Haupt­
redner bei dieser Zusammenkunft war v. Eynern. Vgl. dazu den Terminkalender Jänickes, 
Eintragung vom 13. Juni 1932, ebd. 

121 Wildermuth, der der DStP angehörte, hatte allerdings das Verhalten Dietrichs und der 
DStP-Parteiführungen bei den jüngsten Sammlungsverhandlungen in Berlin scharf kriti­
siert. Vgl. dazu Wildermuth an Dietrich, 10. und 14. Juni 1932, BA NL Dietrich, 223, 
Bl. 25-29, 59-61; ferner Wildermuth an Weber, 10. Juni 1932, ebd., Bl. 35-39, und an 
Jänicke, 10. Juni 1932, BA N L Jänicke, 59. Vgl. ferner die aufschlußreiche Biographie 
Wildermuths von Wilhelm Kohlhaas, Eberhard Wildermuth, Ein aufrechter Bürger, Ein 
Lebensbild, Bonn 1960, S. 78-81. 



292 Larry E. Jones 

nahm der „Zwölfer-Ausschuß" mit der Gruppe um Solf, die sich inzwischen als 

„Arbeitsausschuß für bürgerliche Sammlung" konstituiert hatte und am 24. Juni 

mit einem Aufruf zur „Sammlung einer breiten, zum Kampf gegen Diktatur­

bestrebungen radikaler Massen entschlossenen nationalen staatsbürgerlichen 

Front" an die Öffentlichkeit getreten war122, sofortige Verhandlungen auf, um 

eine Fusion der beiden Organisationen anzubahnen123. Am 28. Juni beschloß der 

„Zwölfer-Ausschuß" bei einer erneuten Zusammenkunft in Berlin, nach den 

Wahlen im Einvernehmen mit Solf eine umfassende Organisation im ganzen 

Reich aufzuziehen124, wobei Mosich eine weitgehende finanzielle Unterstützung 

von I. G. Farben, Hansa-Bund und anderen Wirtschaftsgruppen in Aussicht stell­

te125. Nach den Reichstagswahlen vom 31 . Juli 1932, deren Ausgang den wei­

teren Zerfall der deutschen Mitte eindeutig bestätigte126, setzten sich die Be­

strebungen zur Schaffung einer neuen Organisation, die die Gründung einer 

neuen Mittelpartei in Angriff nehmen sollte, weiterhin fort. Während Wilder-

muth und Solf dazu neigten, die offizielle Gründung der neuen Organisation so 

lange zu verschieben, bis die entsprechenden Vorbereitungen voll getroffen sein 

würden127, stieß diese zögernde Taktik auf starken Widerstand beim Nationalen 

Reichsklub in Königsberg, der sich Anfang August dem „Zwölfer-Ausschuß" an­

geschlossen hatte und nun auf sofortiges Handeln drängte, damit die neue Organi­

sation bei der ersten passenden Gelegenheit die Funktion einer politischen 

Partei übernehmen könnte128. 

Am 18. September 1932 vollzog sich also nach fast dreimonatiger Vorberei­

tung die Gründung des Deutschen Nationalvereins (DNV), wie die neue Orga­

nisation schließlich genannt wurde, auf einem Vertretertag in Berlin, der von 

etwa 100 Teilnehmern aus allen Teilen des Reiches besucht wurde129. Ebenso wie 

sein gleichnamiger Vorläufer von 1859 faßte sich der Deutsche Nationalverein 

von 1932 nicht als neue politische Partei auf, sondern vielmehr als Gesinnungs-

122 Aufruf des „Arbeitsausschusses für bürgerliche Sammlung", 24. Juni 1932, BA NL Solf, 
90, Bl. 10. 

123 Vgl. dazu H. E. (v. Eynern), Die Einheit der politischen Mitte, in: Briefe aus der Mitte, 
hrsg. vom Zwölfer-Ausschuß zur Bildung einer politischen Mitte, Nr. 1 vom 1. Juli 1932. 
Die erste Fühlungnahme zwischen den beiden Gruppen erfolgt anscheinend am 17. Juni 
1932. Vgl. dazu BA NL Solf, 90, Bl. 1. 

124 „Zwölfer-Ausschuß", Rundschreiben vom 18. Juli 1932, BA NL Friedensburg, 33a, Bl. 77. 
125 Aschoff an Solf, 19. Juli 1932, BA NL Solf, 90, Bl. 66 f. 
126 Vgl. dazu Milatz, Das Ende der Parteien im Spiegel der Wahlen 1930 bis 1933, S. 771-781. 
127 Wildermuth an Friedensburg, 3. August 1932, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 227; Wilder-

muth an Solf, 12. August 1932, BA NL Solf, 90, Bl. 83 f. Vgl. ferner „Zwölfer-Ausschuß", 
An unsere Freunde, 13. August 1932, BA NL Friedensburg, 33a, Bl. 69 f. 

128 Gruber an Friedensburg, 20. August 1932, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 229; ferner Ziebell 
an Friedensburg, 13. September 1932, ebd., Bl. 226. 

129 Zur Gründung des DNV vgl. die Pressemeldung vom 18. September 1932, BA NL Solf, 90, 
Bl. 115; ferner das Gründungsprotokoll und Satzungen des DNV als Anlagen zum Brief 
von Kunz an Wildermuth, 19. September 1932, Militärarchiv Freiburg, NL Wildermuth, 
Bestand N 560. 



Bestrebungen zur Bildung einer neuen Mittelpartei 1930-1933 293 

gemeinschaft aller verantwortungsbewußten Deutschen, die sich vor allem der 

Neugestaltung und Erneuerung der politischen Mitte, der Schaffung einer lebens­

fähigen Mittelschicht und der Wiederherstellung von Freiheit und Ordnung im 

ganzen Leben zum Ziel setzten. In bezug auf das erste dieser Ziele lehnte der 

Nationalverein alle vorangegangenen Versuche einer Sammlung des deutschen 

Bürgertums als von vornherein aussichtslos ab, weil sie nicht vom Volk, son­

dern von den Führern der bestehenden politischen Parteien ausgegangen seien, 

und behauptete dagegen, daß eine echte Zusammenfassung der deutschen Mitte 

nur gelingen könne, wenn sie in den deutschen Massen fest verwurzelt wäre130. 

Bis dahin wollte aber der Nationalverein als Sammelbecken der durch den Zu­

sammenbruch der deutschen Mittelparteien politisch heimatlos gewordenen bür­

gerlichen Kreise dienen, was allerdings dem auffallend hohen Anteil ehemaliger 

DVP-Polit iker an der Führung der neuen Organisation weitgehend entsprach. 

Zwar blieb Wildermuth, der zum ersten Vorsitzenden des Nationalvereins ge­

wählt worden war, bis Mitte November eingeschriebenes Mitglied der DStP131 , 

aber andererseits waren nicht nur seine zwei Stellvertreter Dohna und Ziebell, 

sondern auch mehr als die Hälfte der 15 DNV-Vorstandsmitglieder ehemalige 

Angehörige der DVP1 3 2 . Ursprünglich hatte sich Wildermuth auch darum be­

müht, Zugang zu den rechts von der D V P stehenden Kreisen zu gewinnen, aber 

seine Verhandlungen mit Schlange-Schöningen, dem er eine führende Stellung 

in der neuen Organisation einräumen wollte, waren zwei Tage vor der Gründung 

des Nationalvereins an einer scharfen Auseinandersetzung über die vom D N V 

einzunehmende Hal tung zum Kabinett Papen gescheitert133. Die Folge war, daß 

viele Volkskonservative, die vielleicht sonst den Nationalverein hätten unter­

stützen können, sich von der neuen Organisation völlig fernhielten, weil nach 

ihrer Ansicht „zu viel demokratischer Ballast" an ihr hängengeblieben sei134. 

Gleichermaßen stieß der Nationalverein wegen der sehr aktiven Beteiligung ehe­

maliger Volksparteiler an seiner Entstehung bei bekannten DVP-Polit ikern wie 

Paul Moldenhauer auf schärfste Ablehnung, so daß vorläufig keinerlei Zuwachs 

aus diesem Lager zu erwarten war135. 

130 Was will der Deutsche Nationalverein, Schriften des Deutschen Nationalvereins Nr. 1, Ber­
lin o. J. (1932). Vgl. ferner Glatzel, Der Nationalverein von 1932, in: Die Hilfe, 38 (1932), 
S. 937-941. 

131 Wildermuth an die DStP-Reichsgeschäftsstelle, 18. Nov. 1932, BA NL Dietrich, 255, Bl. 
363. 

132 Ein Verzeichnis der DNV-Vorstandsmitglieder befindet sich im BA NL Solf, 90, Bl. 139. 
Außer Wildermuth, Dohna und Ziebell setzte sich der Vorstand aus Wilamowitz-Möllen-
dorf (Volkskonservative), Blüher-Dresden (DVP), W. Croll (DVP), Mosich (Hansa-Bund), 
v. Eynern (DVP), Kunz (DVP), Gerstel (DVP), Schubert (DStP), Elsas (DStP), Sommer, 
Cremer (DVP) und Kruspi (DVP) zusammen. Nachträglich zugezogen wurden Caspari, 
Anna Mayer und Stern-Rubarth (DVP). Vgl. dazu BA NL Solf, 90, Bl. 144. 

133 Tagebuch Passarges, Eintragung vom 16. September 1932, BA NL Passarge, 6, Bl. 303 f. 
134 Kohlhaas an Wildermuth, 21. September 1932, Privatarchiv Kohlhaas. 
135 Moldenhauer an Wildermuth, 28. September 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 152-155. 
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Obwohl die Führung des Nationalvereins die Gründung einer neuen Partei 

rundweg ablehnte, solange die dazu erforderlichen organisatorischen Voraus­

setzungen noch fehlten, hoffte sie dennoch zwischen den bestehenden bürgerlichen 

Parteien im Interesse eines Wahlkartells der Mitte für die am 6. November statt­

findenden Reichstagswahlen vermitteln zu können136. Aber im Gegensatz zu den 

Sammlungsbestrebungen des vorigen Sommers, die zuerst gute Aussichten auf 

Erfolg gezeigt hatten, schienen diejenigen vom September 1932 fast von vorn­

herein zum Scheitern verurteilt. Die erste Besprechung erfolgte bereits am 17. Sep­

tember unter der Leitung von Adolf Bauser, der in seiner Eigenschaft als Partei-

Vorsitzender der winzigen Volksrechtspartei zu den unermüdlichsten Verfechtern 

der bürgerlichen Sammlung gehörte137. Außer Bauser nahmen an dieser Bespre­

chung auch Morath von der DVP, Mollath von der WP , ein inoffizieller Beob­

achter vom CSVD und eine dreiköpfige Abordnung der Staatspartei, die sich aus 

Dietrich, Ernst Lemmer und Theodor Heuss zusammensetzte, teil. Während Bau­

ser in seinem einleitenden Referat die Gründung einer vollkommen neuen Partei 

vorschlug, lehnten die drei DStP-Vertreter dagegen jegliche Verbindung ab, die 

über eine technische Wahlgemeinschaft auf Reichsebene hinausging. Als Gegen­

vorschlag zu diesen beiden voneinander stark abweichenden Positionen trug der 

DVP-Vertreter Morath den Gedanken eines überparteilichen Wahlblocks vor, 

dessen Hauptzweck darin bestehen würde, eine künftige bürgerliche Regierung 

- und nicht unbedingt die jetzige — bei der Lösung der dringenden innen- und 

außenpolitischen Probleme zu unterstützen. Als die drei DStP-Vertreter dagegen 

nichts einzuwenden hatten, wurde eine zweite Besprechung für den 26. September 

anberaumt138. 

Inzwischen hatte Dingeldey bei einer Privatunterredung mit Hugenberg am 

13. September die ersten Schritte zur Erneuerung der bei der letzten Wahl ver­

einbarten Listenverbindung zwischen der D V P und D N V P bereits unternom­

men139. Auf einer Sitzung des DVP-Parteivorstandes zwei Tage später distan­

zierte sich Dingeldey endgültig von dem Gedanken eines Zusammenschlusses mit 

136 Wildermuth an Dingeldey, 23. September 1932, BA NL Dingeldey, 41, Bl. l f.; Wilder-
rauth an Dietrich, 23. September 1932, BA NL Dietrich, 224, Bl. 288 f. 

137 Vgl. dazu Bauser an Dietrich, 14. September 1932, BA NL Dietrich, 224, Bl. 167, und 
Bauser an Dingeldey, 14. September 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 146. Zur Einstel­
lung Bausers zum deutschen Parteiwesen, vgl. seine zwei Aufsätze, Das Schicksal der 
Mittelparteien, in: Stuttgarter Neues Tageblatt, Nr. 466 vom 6. Oktober 1931, und Samm­
lung des Bürgertums, in: Schwäbischer Merkur, Nr. 102 vom 3. Mai 1932, sowie seine 
Briefe an Westarp, 3. Juni 1932, NL Westarp, und an Dingeldey, 3. Juni 1932, BA NL 
Dingeldey, 42, Bl. 93. 

138 Morath an Schneider, 17. September 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 148 f. Vgl. ferner 
Heuss an Dürr, 17. September 1932, BA NL Heuss, 55, und Bauser an Dingeldey, 22. Sep­
tember 1932, BA NL Dingeldey, 42, Bl. 150. 

139 Handschriftliche Notizen von Jarres über die Sitzung des DVP-Parteivorstandes, 15. Sep­
tember 1932, BA NL Jarres, 43. Vgl. ferner Nationalliberale Correspondenz, Nr. 170 vom 
17. September 1932. 
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den übrigen Mittelparteien und legte sich auf eine Fortsetzung der Zusammen­
arbeit mit der DNVP fest. In diesem Zusammenhang dachte Dingeldey aber nicht 
nur an eine rein technische Listenverbindung mit der DNVP, sondern vielmehr 
an den Zusammenschluß aller hinter der Regierung stehenden Kräfte einschließ­
lich des „Stahlhelm" und etwaiger Wirtschaftsverbände in einem überparteilichen 
Rechtsblock, der unter Wahrung der vollen Selbständigkeit der beteiligten Orga­
nisationen einen geschlossenen Wahlkampf im Namen des Reichspräsidenten von 
Hindenburg führen sollte140. Während der DVP-Parteivorstand diesen Plan ohne 
Vorbehalt billigte, verhielt sich Hugenberg gegenüber jeder Abmachung, die 
über den Abschluß einer rein technischen Listenverbindung mit der DVP hin­
ausging, durchweg gleichgültig141. Um dem Widerstand Hugenbergs entgegen­
zuwirken, richtete der Duisburger Oberbürgermeister und bekannte DVP-Poli-
tiker Karl Jarres aus eigener Initiative einen persönlichen Appell an sechs ein­
flußreiche Ruhrindustrielle - Krupp, Reusch, Albert Vögler, Paul Silverberg, 
Ernst Brandi und Hans Freiherr von und zu Loewenstein — in der Hoffnung, daß 
sie veranlaßt werden könnten, sich bei Hugenberg für die Schaffung eines solchen 
Wahlblocks einzusetzen142. Dieser Versuch deckte sich in mancher Hinsicht mit 
einem ähnlichen Vorstoß von Krupp, der Reusch, Carl Friedrich von Siemens und 
eine kleine Anzahl ihm nahestehender Großindustrieller zu einer Besprechung am 
21. September über die „zur Zeit schwebenden politischen Fragen" einschließlich 
der bevorstehenden Reichstagswahl einlud143. Dadurch hoffte Krupp die gesamte 
deutsche Industrieführung auf eine einheitliche Linie zu bringen, damit er in 
seiner Eigenschaft als Präsident des Reichsverbandes der Deutschen Industrie 
Hugenberg ersuchen könnte, den Vorsitz der DNVP niederzulegen. Dabei dachte 
man keineswegs an die Gründung einer neuen Partei, sondern vielmehr an die 
Verwendung der DNVP als Auffangsorganisation für alle diejenigen, die die 
jetzige Reichsregierung unterstützten und dazu bereit waren, ihre Sonderinter­
essen zugunsten des Sammlungsgedankens zurückzustellen144. Dieser Versuch 
scheiterte aber gleich zu Beginn daran, daß unter den Wirtschaftsführern selbst 
keinerlei Einigung in dieser Frage zu erzielen war, so daß schließlich Krupp 
nichts anderes übrigblieb, als von seinem vorgesehenen Besuch bei Hugenberg 
abzusehen145. Obwohl eine ziemlich einheitliche Meinung bezüglich der Samm-

140 Dingeldey an Regh, 17. September 1932, BA NL Dingeldey, 116, Bl. 85. 
141 Dingeldey an v. Schleicher, 22. September 1932, MA Freiburg, N 42/22, Bl. 151. 
142 Briefentwurf von Jarres an Vogler, Krupp, Reusch, Brandi, Silverberg und von und zu 

Loewenstein, 20. September 1932, BA NL Jarres, 43. Der Brief wurde anscheinend am 
folgenden Tage verschickt. Vgl. dazu Jarres an Vögler, 21. September 1932, BA NL Hu­
genberg, 39, Bl. 122 f. 

143 Krupp an Reusch, 17. September 1932, HA/GHH NL Reusch, 400101290/27b, und an 
v.Siemens, 17. September 1932, SAA NL Siemens, 4/Lf 665. 

144 v. Siemens an Ritter, 26. September 1932, SAA NL Siemens, 4/Lf 514. Vgl. ferner Reusch 
an Blank, 21. September 1932, HA/GHH NL Reusch, 4001012024/10, sowie Springorum 
an Reusch, 22. September 1932, ebd., 400101290/36b. 

145 Krupp an Reusch, 3. Oktober 1932, ebd., 400101290/27b. 
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lung aller zwischen dem Zentrum und der NSDAP stehenden bürgerlichen Kräfte 

auf der Basis der DNVP-Parteiorganisation bestand, beharrte insbesondere Reusch 

darauf, daß diese nur durch den Rücktritt Hugenbergs gelingen könnte146, wäh­

rend Vögler am Verbleiben Hugenbergs als deutschnationalen Parteiführer im­

mer noch festhielt147. Dadurch waren nicht nur der Vorstoß Krupps, sondern auch 

die Bemühungen der DVP-Parteiführung um die Bildung eines überparteilichen 

Rechtsblocks, der über die bei der letzten Wahl abgeschlossene Listenverbindung 

zwischen der D V P und D N V P weit hinausgegangen wäre, endgültig zum Schei­

tern verurteilt148. 

Zerbrachen die Hoffnungen Dingeldeys auf einen umfassenden überpartei­

lichen Rechtsblock am Widerstand Hugenbergs, so scheiterten die Bemühungen 

des Nationalvereins um eine Sammlung der deutschen Mitte auf verfassungs­

treuer Grundlage lediglich an der Vorliebe Dingeldeys für eine Anlehnung an 

die deutsche Rechte. Am 23 . September lud Wildermuth die Führung der nicht-

katholischen bürgerlichen Parteien, die links von der D N V P standen, zu einer 

Aussprache am folgenden Vormittag über die Bildung eines Wahlkartells der 

Mitte ein149, wobei er offensichtlich hoffte, die in Aussicht stehenden Listenver­

bindungen zwischen der D V P und D N V P einerseits und der DStP und den So­

zialdemokraten andererseits verhindern zu können150. Dieser Versuch, sowie die 

Besprechung bei Bauser am 26. September und alle sonstigen Ansätze seitens der 

Führung der kleineren Mittelparteien, waren wegen der ablehnenden Hal tung 

Dingeldeys und der DVP-Parteiführung so gut wie aussichtslos151. Infolgedessen 

blieb der Führung des Nationalvereins schließlich keine andere Wahl , als sich für 

die Dauer des Wahlkampfes zurückzuziehen, um eine weitere Zersplitterung der 

bürgerlichen Kräfte zu vermeiden, und sich vorläufig auf den Aufbau ihrer eige­

nen Organisation zu beschränken152. Nachdem die Reichstagswahlen vom 6. No-

146 Reusch an Jarres, 22. September 1932, BA NL Jarres, 43. 
147 Vögler an Hugenberg, 22. September 1932, BA NL Hugenberg, 39, Bl. 120, und an Jarres, 

23. September 1932, BA NL Jarres, 43. Vgl. ferner Brandi an Jarres, 22. September 1932, 
und Krupp an Jarres, 23. und 26. September 1932, ebd. 

148 Hugenberg an Vögler, 25. September 1932, BA NL Hugenberg, 39, Bl. 119. Vgl. ferner 
Dingeldey an Hugenberg, 26. September 1932, BA NL Dingeldey, 38, Bl. 43-46, und Din­
geldey an Jarres, 3. Oktober 1932, BA NL Jarres, 43, sowie die handschriftlichen Notizen 
von Jarres über die Sitzung des DVP-Parteivorstandes, 24. September 1932, ebd. 

149 Wildermuth an Dingeldey, 23. September 1932, BA NL Dingeldey, 41, Bl. 1 f., und an 
Dietrich, 23. September 1932, BA NL Dietrich, 224, Bl. 287-289. 

150 Wildermuth an Solf, 23. September 1932, BA NL Solf, 90, Bl. 134. 
151 Vgl. dazu v. Eynern an Friedensburg, 26. September 1932, BA NL Friedensburg, 25, Bl. 

225; Heuss an Hopf, 27. September 1932, BA NL Heuss, 57; Bauser an Dietrich, 4. Okto­
ber 1932, BA NL Dietrich, 224, Bl. 327. 

152 Vgl. dazu die vom DNV-Vorstand verfaßten Richtlinien zur Reichstagswahl vom 6. No­
vember 1932, o. D., MA Freiburg, NL Wildermuth, N 560/2. Vgl. ferner Wildermuth an 
Petersen, 5. November 1932, BA NL Solf, 90, Bl. 188 f., sowie zu Dohna, Der Sinn der 
Wahl, in: Kölnische Zeitung, Nr. 604 vom 4. November 1932. Zur Entwicklung der DNV-
Organisation vgl. Briefe aus dem Nationalverein (Neue Folge der Briefe aus der Mitte), 
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vember 1932 aber eindeutig gezeigt hatten, daß keine der gemäßigten bürger­
lichen Parteien in der Lage war, die von der NSDAP enttäuschten und sich 
abkehrenden bürgerlichen Wähler aufzufangen, bemühte sich die Führung des 
Nationalvereins erneut um eine Zusammenfassung des nicht radikalisierten Bür­
gertums auf möglichst breiter Grundlage153. In diesem Zusammenhang wandte 
sich Wildermuth nochmals an die Führung der links von der DNVP stehenden 
bürgerlichen Parteien, stieß aber nach wie vor überall auf Skepsis und Wider­
stand. Innerhalb der Staatspartei versuchte Wildermuth vor allem mit Carl Pe­
tersen, der an den Sammlungsbestrebungen des vorigen Sommers teilgenommen 
hatte und jetzt zusammen mit Dietrich und dem württembergischen Wirtschafts-
minister Reinhold Maier für die Führung der DStP zuständig war, Kontakte anzu­
knüpfen154, konnte aber die Zweifel der DStP-Parteiführung an den künftigen 
Entwicklungsmöglichkeiten des Nationalvereins keineswegs zerstreuen155. Wilder­
muth war seinerseits von der Zurückhaltung der DStP-Parteiführung so ent­
täuscht, daß er sich Mitte November 1932 von der Partei endgültig trennte, um 
sich für seine Tätigkeit im Nationalverein größere Bewegungsfreiheit zu ver­
schaffen156. Seine Bemühungen um eine Verständigung mit der Führung der 
Volkspartei führten gleichermaßen infolge der unsicheren politischen Lage in 
Berlin vorläufig zu keinem Ergebnis157. Erst nachdem die Bildung einer neuen 
Reichsregierung unter General Kurt von Schleicher Anfang Dezember eine ge­
wisse Klärung der Berliner politischen Verhältnisse gebracht hatte, gelang es 
Wildermuth, eine Unterredung mit Dingeldey zustande zu bringen. Während die 
Aussprache, die schließlich am 8. Dezember stattfand, einerseits eine weitgehende 
Übereinstimmung über die Notwendigkeit „einer politischen Reaktivierung der 
nationalen Kräfte des nicht reaktionären und nicht in den katholischen Parteien 
gesammelten Bürgertums" erbrachte, reagierte Dingeldey andererseits auf die 
Anregung Wildermuths, die Möglichkeit eines breiteren Zusammenschlusses 
durch persönliche Fühlungnahme mit den Führern der Volkskonservativen, der 
Wirtschaftspartei und der Staatspartei anzubahnen, äußerst zurückhaltend mit 
der Begründung, daß nennenswerte Wählerschichten in diesen Parteien kaum 
mehr vorhanden seien. Darüber hinaus beschwerte sich Dingeldey über die Wer­
betätigkeit des Nationalvereins unter der organisierten Mitgliedschaft der DVP 

Nr. 2 vom 15. Oktober 1932, sowie die Niederschrift der Sitzung des vorläufigen Vor­
standes des DNV, 2. November 1932, BA NL Solf, 90, Bl. 181 f. 

153 Vgl. dazu Das Gebot der Stunde, Sammlung des Bürgertums, Schriften des Deutschen 
Nationalvereins, Nr. 2, Berlin o. J. (1932). 

154 Wildermuth an Petersen, S.November 1952, BA NL Solf, 90, Bl. 188 f. 
155 Bericht über die Sitzung des Arbeitsausschusses der DStP, 23. November 1932, BA NL 

Külz, 18, Bl. 111-113. 
156 Wildermuth an die Reichsgeschäftsstelle der DStP, 18. November 1932, BA NL Dietrich, 

225, Bl. 363. 
157 Wildermuth an Dingeldey, 18. November 1932, und Dingeldey an Wildermuth, 21. No­

vember 1932, BA NL Dingeldey, 41, Bl. 10 u. 14. 
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und verlangte ihre sofortige Einstellung als Voraussetzung für eine künftige Zu­

sammenarbeit zwischen ihren jeweiligen Organisationen158. 

Zwar endete die Besprechung zwischen Wildermuth und Dingeldey mit ge­

genseitigen Zusicherungen, daß sie ihrerseits alles tun würden, um eventuelle 

Reibungen zwischen ihren jeweiligen Organisationen zu vermeiden, doch ließ der 

DVP-Parteivorsitzende keinerlei Zweifel daran, daß er vorläufig an einer en­

geren Zusammenarbeit mit dem Nationalverein garnicht dachte159. Die Zurück­

haltung Dingeldeys bildete keineswegs das einzige Hindernis, das Wildermuth 

und die Führung des Nationalvereins zu überwinden hatten, bevor die Sammlung 

des gemäßigten deutschen Bürgertums auf möglichst breiter Grundlage gelingen 

konnte, denn fast überall drohte der Aufbau der von Wildermuth für unentbehr­

lich gehaltenen DNV-Unterorganisation vollkommen ins Stocken zu geraten160, 

während bewährte Verfechter des Sammlungsgedankens wie Friedensburg und 

Jänicke sich gegenüber dem Nationalverein vorläufig völlig zurückhielten161. Die 

wiederholten Enttäuschungen, die die Führer des Nationalvereins in dieser Hin­

sicht hinnehmen mußten, wurden aber teilweise dadurch ausgeglichen, daß es 

Wildermuth gegen Ende 1932 endlich gelang, mit führenden Vertretern der 

gemäßigten deutschen Rechte in engere Verbindung zu treten. Am 23. Dezember 

führte Wildermuth eine längere Unterredung mit Schlange-Schöningen, der zum 

erstenmal seit der Gründung des Nationalvereins geneigt war, mit dem D N V zu­

sammenzuarbeiten. Schlange-Schöningen, der mit der Auflösung des Reichstags 

im Januar und mit Neuwahlen im Februar oder März rechnete, forderte Wilder­

muth und den Nationalverein auf, die Vorbereitungen für die Zusammenfassung 

aller nicht reaktionären, nicht katholischen und nicht sozialistischen Kräfte auf 

einer gemeinsamen Reichsliste sofort in Angriff zu nehmen. Nach vorbereiten­

den Besprechungen mit Vertretern aus den verschiedenen bürgerlichen Parteien 

sollte die Aktion von einer kleinen Gruppe von etwa 20 prominenten und hoch 

angesehenen Persönlichkeiten aus allen Bereichen des öffentlichen Lebens ein­

geleitet werden, indem sie am Tage nach der Auflösung des Reichstags einen 

öffentlichen Aufruf zur Bildung einer gemeinsamen Reichsliste erlassen sollten, 

dem sich gemäß vorheriger Abmachung die beteiligten Parteien und politischen 

Gruppen sofort anschließen würden162. Zwar hegte Wildermuth wegen des immer 

noch mangelhaften Zustandes der DNV-Unterorganisation erhebliche Zweifel an 

158 Dingeldey an Wildermuth, 16. Dezember 1932, und Wildermuth an Dingeldey, 19. De­
zember 1932, ebd., Bl. 16-21. 

159 Dingeldey an Wildermuth, 30. Dezember 1932, ebd., Bl. 25 f. 
160 Wildermuth an Solf, 8. Januar 1933, BA NL Solf, 90, Bl. 215-218. Vgl. ferner Solf an 

Wildermuth, 19. und 22. November 1932, sowie Wildermuth an Solf, 24. November 1932, 
ebd., Bl. 194 f., 200 f. 

161 Friedensburg an Bachrach, 5. Oktober 1932, und an Woelm, 15. Oktober 1932, BA NL 
Friedensburg, 25, Bl. 224 und 220; Jänicke an Weber, 29. September 1932, BA NL Jänicke, 
26. 

162 Wildermuth an Solf, 7. Januar 1933, BA NL Solf, 90, Bl. 208-210. 
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dem Enderfolg des ganzen Unternehmens, aber im Gegensatz zu Solf, der vor 

allem fürchtete, daß ein frühzeitiger Mißerfolg den Zusammenbruch des Natio­

nalvereins bedeuten würde163, vertrat er den Standpunkt, daß der D N V sich diese 

Gelegenheit unter keinen Umständen entgehen lassen könne, weil sonst 

„die einmal gegebene politische und psychologische Situation vorübergeht und 

entweder in eine den Nat. Sozialismus übertreffende Radikalisierung ausläuft, 

oder mit abnehmendem politischen Interesse und wachsender Müdigkeit der 

Nation in den längst überalterten Formen des Parteiklüngels erstarrt"164. 

Zu Beginn des neuen Jahres wandte sich Wildermuth der Verwirklichung die­

ses Plans zu. Am 18. Januar 1933 führte er eine längere Unterredung mit Ge­

neral von Schleicher, wobei er auf die Notwendigkeit eines starken Gegengewichts 

zu dem in Entstehung begriffenen Bündnis zwischen der D N V P und NSDAP hin­

wies und dem Kanzler die Unterstützung seiner Organisation anbot, falls er sich 

entschließen sollte, bei den nächsten Reichstagswahlen den Kampf gegen den 

Rechtsradikalismus aufzunehmen und zu führen165. Ein paar Tage später wandte 

sich Wildermuth nochmals an Dingeldey, um die durch die Werbetätigkeit des 

Nationalvereins entstandenen Reibungen mit der D V P aus dem Weg zu räu­

men166, wobei er offensichtlich hoffte, sich das Befremden der DNVP-Partei füh-

rung über die Beteiligung der D V P an einer Fraktionsgemeinschaft im Reichstag 

mit dem Christlich-sozialen Volksdienst und der Deutsch-hannoverschen Partei 

zunutze machen zu können167. In dieser Hinsicht hatte aber die D V P schon eine 

gewisse Annäherung an die Mitte vollzogen, da sie für den Fall daß Hugenberg 

eine erneute Listenverbindung mit der Volkspartei ablehnen sollte, Verhandlun­

gen mit der DStP und den übrigen Mittelparteien über die Bildung eines Wahl­

kartells der Mitte bereits eingeleitet hatte168. Gleichzeitig zeigte sich die Führung 

der Staatspartei auch zunehmend bereit, mit dem Nationalverein und verwand­

ten Gruppen bei der Zusammenfassung des nicht radikalisierten Bürgertums zu­

sammenzuarbeiten169. Ebenso erfolgversprechend war die Mitwirkung von Tre-

viranus, der erst kürzlich zum Sprecher des Führerrings der Volkskonservativen 

Vereinigung gewählt worden war und jetzt anscheinend bereit war, dem Natio­

nalverein bei der Verbreitung seines Wirkungsbereichs nach rechts zu dienen170. 

163 Solf an Wildermuth, 6. Januar 1933, ebd., Bl. 206 f. 
164 Wildermuth an Solf, 8. Januar 1933, ebd., Bl. 215-218. 
165 Wildermuth an Planck, 24. Januar 1933, ebd., Bl. 234-236. 
166 Wildermuth an Dingeldey, 23. Januar 1933, BA NL Dingeldey, 41, Bl. 29. 
167 Vgl. dazu DNVP, Mitteilungen der Parteizentrale Nr. 1 vom 19. Januar 1933, BA NL 

Schmidt-Hannover, 76. 
168 Schütt an Baumgardt, 21. Januar 1933, BA NL Dietrich, 142, Bl. 129. 
169 Vgl. dazu die Ausführungen Maiers in der Sitzung des DStP-Gesamtvorstandes, 8. Januar 

1933, BA R 45 III/50, Bl. 169 f. Vgl. ferner DStP-Reichsgeschäftsstelle, Rundschreiben 
Nr. 1 vom 10. Januar 1933, BA NL Heuss, 382. 

170 Wilamowitz-Möllendorf an Solf, 24. Januar 1933, BA NL Solf, 90, Bl. 229. Zur Wahl von 
Treviranus als Sprecher des Führerrings der VKV vgl. den Bericht über die Sitzung des 
erweiterten Führerrings der VKV vom 27. November 1932, Privatarchiv Kohlhaas. 
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In diesem Zusammenhang wandte sich Wildermuth gegen Ende Januar auch an 

den Vorsitzenden des Christlich-sozialen Volksdienstes Wilhelm Simpfendörfer, 

um festzustellen, ob auch hier eine ähnliche Änderung in der Haltung der Partei­

führung zur Sammlungstätigkeit des Nationalvereins eingetreten war171. 

Obwohl konkrete Ansätze zu einer Sammlung des deutschen Bürgertums auf 

der vom Nationalverein angestrebten Grundlage schon am Vorabend der national­

sozialistischen Machtübernahme reichlich vorhanden waren, wurde die lang­

fristig angelegte Strategie Wildermuths und seiner Mitarbeiter durch die Er­

eignisse vom 30. Januar 1933 und insbesondere durch den Aufruf zu Neuwahlen 

völlig überholt. Fü r den Nationalverein bedeutete der überstürzte Ablauf der Er­

eignisse in Berlin vor allem, daß der D N V zeitlich nicht mehr in der Lage war, 

sich auf eine erfolgversprechende Initiative bei den bevorstehenden Reichstags-

wählen hinreichend vorzubereiten. Trotzdem nahm Wildermuth es auf sich, die 

Führer der acht zwischen dem Zentrum und der D N V P stehenden Parteien zu 

einer Aussprache am 5. Februar über die Möglichkeit eines gemeinsamen Vor­

gehens bei den kommenden Reichstagswahlen einzuladen172. Diese Initiative 

stellte sich aber gleich zu Beginn als nahezu aussichtslos dar, denn während Wil­

dermuth verlangte, daß der Wahlkampf „nur im entschlossenen Angriff gegen die 

Nationalsozialisten" geführt werden sollte173, bemühte sich Dingeldey dagegen 

um die Aufnahme seiner Partei in die sogenannte „Kampffront Schwarzweißrot", 

die von Papen, Hugenberg und der Stahlhelmführer Franz Seldte Anfang Fe­

bruar als ein Samelbecken der in der Regierung mit der NSDAP verbündeten 

konservativen Kräfte gebildet hatten174. In diesem Zusammenhang wandte sich 

Dingeldey nahezu verzweifelt an von Papen in der Hoffnung, daß der neue Vize­

kanzler bei Hugenberg die Aufnahme der D V P durchsetzen könnte175, wobei er 

sich auch für den Fall , daß dies wiederum auf Ablehnung stoßen würde, durch die 

Bildung eines „Christlich-nationalen Wahlblocks" mit dem Christlich-sozialen 

Volksdienst und der Deutschen Bauernpartei abzusichern suchte176. Mit der Ent-

171 Wildermuth an Simpfendörfer, 24. Januar 1933, BA NL Solf, 90, Bl. 238. 
172 Wildermuth an Dingeldey, 1. Februar 1933, BA NL Dingeldey, 41, Bl. 30. Vgl. ferner 

DNV, „Aufruf zur Sammlung der volksbürgerlichen Mitte". 1. Februar 1933, BA NL Solf, 
90, Bl. 239. 

173 Wildermuth an Planck, 24. Januar 1933, ebd., Bl. 234-236. 
174 Vgl. dazu die Rede Dingeldeys, „Es geht um die wahre und große nationale Front", in 

der Sitzung des Reichsausschusses der DVP, 5. Februar 1933, BA NL Dingeldey, 50, Bl. 
158 f. Vgl. ferner die handschriftlichen Notizen über diese Sitzung im Stadtarchiv Braun­
schweig, Bestand DVP (GX6), Nr. 601. Über die Ziele der „Kampffront Schwarzweißrot" 
vgl. v. Papen, Die Stunde des nationalen Bürgertums, in: Kölnische Zeitung, Nr. 112 vom 
26. Februar 1933, und Seldte, Nationale Sammlung, ebd., Nr. 124 vom 4. März 1933, so­
wie v, Papen an Hugenberg, 12. Februar 1933, BA NL Hugenberg, 38, Bl. 149 f. 

175 Dingeldey an v. Papen, 4. und 18. Februar 1933, BA NL Dingeldey, 81, Bl. 11 u. 14-18. 
176 Wahlabkommen zur Reichstagswahl am 5. März 1933, unterzeichnet von Dingeldey, 

Simpfendörfer und Fehr (Deutsche Bauernpartei) am 7. Februar 1933, BA NL Dingeldey, 
43, Bl. 23-25. Zur Zielsetzung dieses Abkommens vgl. Dingeldey, Unsere Stellung in der 
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stehung dieses Blocks, den Dingeldey wechselnd als den „linken Flügel der natio­
nalen Front" und als „eine der drei großen Säulen der nationalen Revolution" 
bezeichnete, waren die Bemühungen des Nationalvereins um ein Wahlkartell 
der Mitte trotz der ziemlich vorbehaltlosen Unterstützung der Staatspartei end­
gültig gescheitert, so daß der DStP-Parteiführung schließlich keine Alternative 
blieb, als ein Wahlabkommen zur Sicherung der Reststimmen mit den Sozial­
demokraten einzugehen177. 

Als die Bemühungen des Nationalvereins um eine Einheitsfront der gemäßigten 
bürgerlichen Parteien für die am 5. März stattfindenden Reichstagswahlen ihren 
verhängnisvollen Lauf nahmen, entfalteten die maßgeblichen deutschen Wirt­
schaftsführer eine neue Initiative, die an den Erfahrungen des vorigen Herbsts 
direkt anknüpften. Nachdem ihre Bestrebungen bei der letzten Wahl, Hugenberg 
aus dem DNVP-Parteivorsitz zu drängen, endgültig gescheitert waren, beschlos­
sen sie bei einer streng vertraulichen Besprechung in Berlin am 19. Oktober 1932 
die Bildung eines Sonderausschusses, der vorerst aus Fritz Springorum für die 
westliche Montanindustrie, Carl Friedrich von Siemens für Berlin und Willy-
Tischbein für Hannover bestehen sollte und mit der Aufbringung von insgesamt 
zwei Millionen Mark beauftragt wurde, die nicht nur für die Finanzierung der 
der Industrie nahestehenden Parteien bei der kommenden Wahl, sondern nach 
dem 6. November für eine innenpolitische Propaganda im Sinne der Regierung 
Papen verwendet werden sollten. In diesem Zusammenhang sprach sich von Sie­
mens für die Wiederbelebung des im Jahre 1919 gegründeten Kuratorium für 
den Wiederaufbau des deutschen Wirtschaftslebens aus, um bei der Sammlung 
und Verwaltung dieses Fonds eine gewisse Kontinuität herzustellen178. Nach den 
Reichstagswahlen vom November 1932 wandte sich die Geschäftsführung des 
Reichsverbandes der Deutschen Industrie zwar im bewußten Abweichen von sei­
ner satzungsmäßigen Überparteilichkeit an die maßgebenden deutschen Wirt-
schaftsführer, um den Aufbau einer solchen außerhalb des Reichsverbandes ste-

nationalen Front, in: Kölnische Zeitung, Nr. 116 vom 28. Februar 1933. Drewitz, der die 
ihm treugebliebenen Überreste der Wirtschaftspartei in eine neue Partei mit dem Namen 
Nationaler Mittelstand reorganisiert hatte, bemühte sich durch die Vermittlung Simpfen-
dörfers auch um Aufnahme in den „Christlich-nationalen Wahlblock", konnte sich aber 
gegen den Widerstand der DVP-Parteiführung nicht durchsetzen. Vgl. dazu Morath an 
Simpfendörfer, 10. Februar 1933, BA NL Dingeldey, 76, Bl. 26 f., sowie das Memoran­
dum vom 11. Februar 1933 über diesen Vorschlag, ebd., 43, Bl. 14 f. 

177 Zum Verlauf der Verhandlungen vgl. Wolfhard an Vögele, 13. Februar 1933, BA N L 
Dietrich, 265, Bl. 19 f. Zur Stellungnahme der DStP vgl. Meißgeier an Külz, 7. Februar 
1933, BA NL Külz, 19, Bl. 16 f., sowie das von Dietrich, Maier und Petersen unterzeich­
nete Rundschreiben vom 11. Februar 1933, ebd., Bl. 28. Zur Haltung der DNV-Führung, 
vgl. zu Dohna, Der Riß im Bürgertum, in: Vossische Zeitung, Nr. 74 vom 13. Februar 
1933. 

178 Aufzeichnung von Blank über eine Besprechung der Industrieführer im Klub von Berlin, 
19. Oktober 1932, HA/GHH NL Reusch, 4001012024/10, wiederabgedrückt in: Stegmann, 
Zum Verhältnis von Großindustrie und Nationalsozialismus, S. 468-475. 
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henden Stelle in Angriff zu nehmen179. Obwohl diese Pläne vorerst durch den 

Sturz Papens und den Regierungswechsel vom Dezember 1932 vereitelt wurden, 

setzten Reusch und seine Umgebung ihre Bestrebungen um einen Führungs­

wechsel in der D N V P unaufhörlich fort, wobei sie in erster Linie an von Papen 

als Nachfolger Hugenbergs dachten180. Besorgt über ihre zunehmende Ausschal­

tung von einer direkten Einflußnahme auf die Wirtschaftspolitik der neuen Re­

gierung, nahmen die deutschen Wirtschaftsführer die Machtübernahme Hitlers 

als eine erneute Gelegenheit wahr, auf die innenpolitische Entwicklung Deutsch­

lands direkt Einfluß zu nehmen, indem sie sich bei einer Besprechung mit Hitler, 

Hermann Göring und Hjalmar Schacht in Berlin am 20. Februar 1933 auf eine 

großzügige finanzielle Unterstützung der NSDAP und der „Kampffront Schwarz­

weißrot" in Höhe von drei Millionen Mark für die bevorstehenden Reichstags -

wahlen einigten181. Mit dieser Entscheidung wurde der Sammelpunkt, um den 

eine wirklich breitere Zusammenfassung des deutschen Bürgertums hätte er­

folgen können, entscheidend nach rechts verschoben. 

Trotz seiner gezielten Anlehnung an die hinter der Regierung stehenden Kräfte 

konnte der „Christlich-nationale Wahlblock", den Dingeldey nur als letzten Aus­

weg gebildet hatte, die D V P und ihre beiden Verbündeten vor schweren Ver­

lusten an die NSDAP und die „Kampffront Schwarzweißrot" bei den Reichstags­

wahlen vom 5. März 1933 nicht bewahren. Dagegen konnte die Staatspartei dank 

ihres Wahlabkommens mit den Sozialdemokraten fast ihren gesamten Wähler­

bestand vom November 1932 halten, während die übrigen bürgerlichen Splitter­

parteien fast restlos von der politischen Bildfläche verschwanden182. Mit dem Aus­

scheiden der alten deutschen Mittelparteien war auch das Schicksal des Deutschen 

Nationalvereins besiegelt, und am 20. Juli 1933 vollzog Wildermuth die formelle 

Auflösung des DNV183 . Während das Scheitern der langjährigen Bestrebungen 

zur Umbildung der politischen Mitte zweifellos auf bestimmte langfristige Fak­

toren wie die überaus zersplitterte bürgerliche Interessenstruktur oder das Fort­

dauern überalterter ideologischer Gegensätze zurückzuführen war, bildete der 

Zerfall der deutschen Mitte ein entscheidendes Moment für die gewaltige Ver­

schiebung der innenpolitischen Fronten nach rechts, die in Deutschland während 

der letzten Jahre der Weimarer Republik stattfand. In dieser Hinsicht war das 

179 Rundschreiben von Herle der RDI-Geschäftsführung, 23. November 1932, HA/GHH NL 
Reusch, 400101220/13a. 

180 Reusch an Lehr, 10. Januar 1933, ebd., 400101293/12; ferner Reusch an Hamm, 4. Fe­
bruar 1933, ebd., 40010123/25b. 

181 Aufzeichnung Blanks vom 21. Februar 1933 über eine Zusammenkunft Hitlers, Görings 
und Schachts mit führenden deutschen Industriellen in Berlin am 20. Februar 1933, HA/ 
GHH NL Reusch, 4001012024/11; ferner dazu Springorum an Reusch, 21. Februar 1933, 
ebd., 400101290/36b, beide wiederabgedrückt in: Stegmann, Zum Verhältnis von Groß­
industrie und Nationalsozialismus, S. 477-481. 

182 Vgl. dazu Milatz, Das Ende der Parteien im Spiegel der Wahlen 1930 bis 1933, S. 790-793. 
183 Wildermuth, An unsere Mitglieder und Freunde, 20. Juli 1933, BA NL Friedensburg, 33a, 

Bl. 80-82. 
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Schicksal der Weimarer Republik weitgehend dadurch besiegelt, daß der Konzen­
trationspunkt für eine mögliche Zusammenfassung des deutschen Bürgertums 
sich in den Jahren zwischen 1918 und 1933 - und vor allem in den kritischen 
Jahren von 1930 bis 1933 - immer mehr nach rechts verlagerte, bis schließlich 
die Bestrebungen zur Neubildung und Zusammenfassung der deutschen Mitte auf 
verfassungstreuer Grundlage von einer zweiten Sammlungsbewegung überflügelt 
und letzten Endes ausgeschaltet wurden, die ihre organisatorische Gestalt zuerst 
im Reichsausschuß für das deutsche Volksbegehren, später in der kurzlebigen 
„Harzburger Front" und letztlich in der „Kampffront Schwarzweißrot" fand 
und in erster Linie die Beseitigung des parlamentarischen Systems und die Er­
richtung eines autoritären Machtstaates anstrebte. Daß diese Frontenverschie­
bung nach rechts überhaupt stattfinden konnte, war vor allem eine direkte Folge 
des unzulänglichen Integrationsvermögen der deutschen Mittelparteien, die in­
folge ihrer politischen Zersplitterung und der durch die Wirtschaftskrise beding­
ten Verschärfung der Interessengegensätze innerhalb ihrer eigenen Reihen ein­
fach nicht in der Lage waren, der ständigen Agitation der radikalen Rechten ge­
schlossen und wirkungsvoll entgegenzutreten. Bei dieser politischen Konstellation 
kam aber der Deutschen Volkspartei eine Schlüsselstellung zu, denn die Tren­
nungslinie zwischen denjenigen, die eine Zusammenfassung der verfassungs­
treuen Mitte auf möglichst breiter Grundlage anstrebten, und denjenigen, die 
die Sammlung des deutschen Bürgertums in einer vereinigten deutschen Rechten 
mit ausgesprochenem antidemokratischen und antisozialem Einschlag propagier­
ten, verlief quer durch die Reihen der DVP, so daß letzten Endes weder die Be­
teiligung der DVP an der Gründung einer neuen Mittelpartei noch die Einglie­
derung der DVP in die sogenannte „nationale Opposition" ohne die völlige Zer­
trümmerung der Volkspartei hätte erfolgen können. Daß der rechte Parteiflügel 
der DVP, der nun allerdings über enge Beziehungen zur rheinisch-westfälischen 
Schwerindustrie verfügte, sich bei jeder Gelegenheit gegen die Annäherung der 
Volkspartei an die anderen Mittelparteien sträubte und dadurch die Bewegungs­
freiheit Dingeldeys entscheidend einengte, gehörte ohne Zweifel zu den Haupt­
gründen für das Scheitern des Sammlungsgedankens. Ebenso ausschlaggebend 
für den Fehlschlag der Bemühungen um eine Zusammenfassung der deutschen 
Mitte auf verfassungstreuer Grundlage war das taktische Verhalten der deut­
schen Industrieführung, die mit ganz wenigen Ausnahmen während der Krisen -
jahre der Weimarer Republik nicht nur den gemäßigten bürgerlichen Parteien 
jegliche finanzielle Unterstützung verweigerte bzw. entzog, sondern sich auch 
von den Bestrebungen zur Neugestaltung der deutschen Mitte völlig fernhielt. 
Hätten die maßgeblichen deutschen Wirtschaftsführer bei den Sammlungsbestre­
bungen vom Sommer oder Herbst 1932 ihren Einfluß zugunsten der Schaffung 
einer zusammenfassenden bürgerlichen Mittelpartei geltend gemacht, dann wären 
ganz andere Voraussetzungen für eine möglichst breite Zusammenfassung des 
deutschen Bürgertums im Sinne einer Stabilisierung des bestehenden parlamen­
tarischen Systems geschaffen worden. In der Tat verfolgte aber die deutsche In-
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dustrieführung keine Politik, die zu einer etwaigen Stabilisierung der derzeitigen 

parlamentarischen Verhältnisse hätte führen können. Vielmehr setzte sie ihren 

ganzen Einfluß dafür ein, daß die antiparlamentarischen Kräfte auf der deutschen 

Rechten endlich zum Zuge kamen. Das galt auch für von Siemens, der sich nach 

den Septemberwahlen von 1930 weitgehend von dem Gedanken einer neuen Mit­

telpartei distanziert und sich seit dem Herbst 1932 mehr und mehr auf die Krupp-

Reusch Linie festgelegt hatte, während die I .G. Farben mit viel größerer Konse­

quenz an dem Ziel einer zusammenfassenden bürgerlichen Mittelpartei festhielt. 

Daß das deutsche Großunternehmen sich weitgehend auf einen solchen Kurs fest­

legte, war zwar in gewisser Weise die Folge des Zusammenschrumpfens der alten 

deutschen Mittelparteien. Jedoch wirkte dieses Verhalten nicht nur beim Zerfall 

der deutschen Mitte entscheidend mit, sondern hatte weiterhin zur Folge, daß die 

Bestrebungen zur Bildung einer neuen Mittelpartei, deren Bestehen den Einbruch 

des Nationalsozialismus in die Reihen der deutschen Mittelschichten durchaus 

hätte aufhalten können, fast von vornherein zum Scheitern verurteilt waren. 

Damit wurde die dialektische Spannung des deutschen Bürgertums zwischen 

Sammlung und Zersplitterung endgültig im Sinne der antiparlamentarischen 

deutschen Rechten aufgehoben. 


